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VERBANDSGEMEINDE RHEIN-SELZ 

FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 2030 – 8. ÄNDERUNG  
(RECHENZENTRUM UND GEWERBE IM RHEIN-SELZ-PARK) 

 

AUSWERTUNG DER ANREGUNGEN 

• aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie der Nachbargemeinden gemäß § 4 Abs.1 BauGB einschließlich Scoping 

• aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs.1 BauGB 

I Erläuterungen zum Verfahren .................................................................................. 1 

II Beteiligung der Behörden  
und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  ...................................................... 2 

III Beteiligung der Öffentlichkeit ................................................................................ 34 

I ERLÄUTERUNGEN ZUM VERFAHREN 

Die Behörden erhielten mit E-Mail vom 14. Oktober 2024 die Vorentwurfsfassung der Flächen-
nutzungsplanänderung zur Stellungnahme. 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte mit Veröffentlichung im Internet und der 
zusätzlichen öffentlichen Auslegung der Vorentwurfsfassung bei der Verbandsgemeindever-
waltung in Oppenheim jeweils in der Zeit vom 21. Oktober 2024 bis einschließlich 22. Novem-
ber 2024. 

Die Anregungen werden im Folgenden zunächst wiedergegeben,1 dann aus der Sicht des für 
die Flächennutzungsplanänderung beauftragten Büros kommentiert. Ein Abwägungsvor-
schlag wird formuliert. 

Soweit Sachverhalte vorgetragen wurden, die zweifelsfrei ohne Beachtlichkeit in der Flächen-
nutzungsplanung sind, werden diese im Sinne einer Aufwandsminimierung nicht abgedruckt. 

Den Rücklauf aus den frühzeitigen Beteiligungsverfahren zeigen die nachfolgenden Tabellen. 

Im Anschluss werden die Stellungnahmen mit Anregungen und / oder Hinweisen in der Rei-
henfolge ihrer Nummerierung behandelt.  

 

                                                     
1
  Eventuelle redaktionelle Fehler der Originalstellungnahmen werden, soweit das Gemeinte zweifelsfrei er-

kennbar ist, bei der Abschrift korrigiert. 

Anlage 1
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II BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND DER SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BE-
LANGE  

a – Behörden und Träger ohne Stellungnahme 

In der folgenden Tabelle werden diejenigen Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und 
Nachbargemeinden aufgeführt, die an der Planung beteiligt wurden, aber keine Stellungnahme 
abgegeben haben im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung. 
 

Nr. Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange / Nachbarge-
meinden  

Stellungnahme  

  

T02 Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd Raumordnung und 
Landesplanung, Neustadt an der Weinstraße  

- 

T05 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Mainz - 

T07 Generaldirektion Kulturelles Erbe – Erdgeschichte, Koblenz  - 

T11 Landesbetrieb LBB, Mainz - 

T12 Vermessungs- und Katasteramt Rheinhessen-Nahe, Alzey - 

T14 Finanzamt Mainz-Süd, Mainz - 

T16 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Düsseldorf - 

T18 Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Alzey - 

T19 Industrie- und Handelskammer Rheinhessen, Mainz  - 

T20 Handwerkskammer Rheinhessen, Mainz - 

T22 SPNV Zweckverband Schienenpersonennahverkehr, Kaiserslau-
tern 

- 

T23 ORN Omnibusverkehr Rheinhessen-Nahe GmbH, Mainz - 

T24 Deutsche Bahn AG, Frankfurt - 

T26 Deutsche Post AG, Bonn - 

T30 AöR Kommunale Abfallwirtschaft Mainz und Mainz-Bingen, 
Mainz 

- 

T31 Evangelische Kirche für Hessen und Nassau, Darmstadt - 

T32 Bischöfliches Ordinariat Mainz, Mainz - 

T35 Verbandsgemeinde Rhein-Selz – Fachbereich Umwelt- und Na-
turschutz, Oppenheim 

- 

T36 Verbandsgemeinde Rhein-Selz – Fachbereich Zentrale Immobi-
lienverwaltung, Oppenheim 

- 

T37 Verbandsgemeinde Rhein-Selz – Fachbereich Ordnungsamt / 
Bürgerdienste, Oppenheim 

- 

T38 Verbandsgemeinde Rhein-Selz – Fachbereich Soziales / Schu-
len, Oppenheim 

- 

T40 Gewässerzweckverband Flügelsbach-Kinsbach, Oppenheim - 

T41 Verbandsgemeinde Bodenheim - 

T42 Verbandsgemeinde Nieder-Olm - 

T43 Verbandsgemeinde Alzey-Land - 

T44 Verbandsgemeinde Wörrstadt - 

T45 Verbandsgemeinde Eich - 
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T46 Verbandsgemeinde Wonnegau - 

T48 Ortsgemeinde Dexheim - 

T54 Ortsgemeinde Guntersblum - 

T56 Ortsgemeinde Hillesheim - 

T58 Ortsgemeinde Ludwigshöhe - 

T59 Ortsgemeinde Mommenheim - 

b – Behörden und Träger mit Stellungnahme 

In der hier folgenden Tabelle werden diejenigen Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange 
und Nachbargemeinden sowie die Öffentlichkeit aufgeführt, die an der Planung beteiligt wurden, 
und Stellungnahmen mit oder ohne Anregungen abgegeben haben. Die Wiedergabe zu Stellung-
nahmen mit Anregungen / Hinweisen erfolgt im Wortlaut und ist mit einem Abwägungsvorschlag 
versehen. 
 

Nr. Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange / Öffent-
lichkeit 

Stellungnahme vom Anregungen 
/ Hinweise 

Seite 

ja nein  

   

T01 Kreisverwaltung Mainz-Bingen, Ingelheim am Rhein 14. Nov. 2024 x  5 

T03 Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle 
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz, Mainz 

14. Nov. 2024 x  11 

T04 Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle 
Gewerbeaufsicht, Mainz 

15. Nov. 2024 x  15 

T06 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchä-
ologie, Mainz 

28. Okt. 2024 x  16 

T08 DLR Dienstleistungszentrum ländlicher Raum Rheinhessen-
Nahe-Hunsrück, Bad Kreuznach 

08. Nov. 2024  x - 

T09 Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz 05. Nov. 2024 x  17 

T10 Landesbetrieb Mobilität, Worms 05. Nov. 2024 x  18 

T13 Forstamt Rheinhessen, Alzey 18. Nov. 2024 
05. Dez. 2024 

x  19 

T15 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr, Bonn 

21. Okt. 2024  x - 

T17 Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe, Mainz 15. Nov. 2024 x  21 

T21 ZAR Zweckverband Abwasserentsorgung Rheinhessen, 
Alzey 

21. Okt. 2024 x  22 

T25 Deutsche Telekom Technik GmbH, Bad Kreuznach 18. Nov. 2024 x  23 

T27 Kabel Deutschland GmbH & Co. KG 08. Nov. 2024  x - 

T28 EWR Netz GmbH, Alzey 31. Okt. 2024 x  24 

T29 Wasserversorgung Rheinhessen Pfalz GmbH, Bodenheim 12. Nov. 2024 x  26 

T33 Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung, Langen 22. Nov. 2024 x  28 

 Nachbargemeinden   
T34 Landeshauptstadt Mainz 14. Nov. 2024 x  29 

T39 Stadt Riedstadt 22. Nov. 2024  x - 

T47 Ortsgemeinde Dalheim 25. Nov. 2024 x  31 
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T49 Ortsgemeinde Dienheim 18. Nov. 2024  x - 

T50 Ortsgemeinde Dolgesheim 21. Okt. 2024  x - 

T51 Ortsgemeinde Dorn-Dürkheim ohne Datum  x - 

T52 Ortsgemeinde Eimsheim 29. Okt. 2024  x - 

T53 Ortsgemeinde Friesenheim 18. Nov. 2024  x - 

T55 Ortsgemeinde Hahnheim 14. Nov. 2024  x - 

T57 Ortsgemeinde Köngernheim 28. Nov. 2024  x - 

T60 Stadt Nierstein 22. Okt. 2024  x - 

T61 Stadt Oppenheim 13. Nov. 2024  x - 

T62 Ortsgemeinde Selzen 29. Okt. 2024  x - 

T63 Ortsgemeinde Uelvesheim 24. Okt. 2024  x - 

T64 Ortsgemeinde Undenheim 14. Nov. 2024 x  32 

T65 Ortsgemeinde Weinolsheim 28. Okt. 2024  x - 

T66 Ortsgemeinde Wintersheim 22. Okt. 2024  x - 
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c – Auswertung der Stellungnahmen 

T01 Kreisverwaltung Mainz-Bingen, Ingelheim am Rhein 

• Stellungnahme vom 14.11.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

1. 
Aus Sicht der Unteren Landesplanungsbehörde bestehen 
folgende Anmerkungen 

1.1 
In der aktuell in Aufstellung befindlichen 3. Teilfortschrei-
bung des ROP der PGRN wird die zugrundeliegende Flä-
che des „Rhein-Selz-Park" als Vorranggebiet für Gewerbe 
klassifiziert (Z 18a ROP). Zwar befindet sich die 3. Fort-
schreibung des Raumordnungsplanes derzeit noch in Auf-
stellung, dennoch sind im Rahmen der Abwägung diese 
als Erfordernisse der Raumordnung zu berücksichtigen, 
da die Anhörungsverfahren und Beteiligungen unserer 
Kenntnis nach ohne schwerwiegende Bedenken abliefen. 

1.2 
Die Gemeinde ist zudem zusammen mit der Stadt Op-
penheim als kooperierendes Mittelzentrum mit den be-
sonderen Funktionen „Wohnen" (Z 14 ROP) und „Ge-
werbe" (Z 16 ROP) ausgewiesen und erfüllt damit als Ge-
meinde mit zentralörtlicher Funktion die Kriterien des 
siedlungsstrukturellen Schwerpunktprinzips. 

1.3 
Dies entspricht den Erfordernissen der Raumordnung ge-
mäß der in Aufstellung befindlichen 3. Teilfortschreibung 
des ROP (G 18d), nach denen in den Gemeinden mit der 
besonderen Funktion Gewerbe und in den „Vorrangge-
bieten für Gewerbe“ vorrangig Gewerbe- und Industrie-
betriebe zu entwickeln sind. 

1.4 
Ferner wird aus Sicht der Raumordnung der Nachnutzung 
von zivilen, militärischen oder gewerblichen Konversions-
flächen besondere Bedeutung beigemessen, sofern keine 
raumordnerischen und stadtplanerischen Gesichtspunkte 
entgegenstehen (GG 9 & 24 ROP 2. TF). 

1.5 
Zudem sind die aktuellen gewerblichen Standortvoraus-
setzungen sowie die erforderliche Qualität der Verkehrs-
infrastruktur entlang der definierten Wirtschaftsachsen in 
hinreichender Qualität erfüllt (Z 17 ROP 2. TF). 

1.6 
Es bestehen also grundsätzlich keine erheblichen Beden-
ken, die den Zielen und Grundsätzen des ROP entgegen-
stehen. 

 

 

Zu 1.1, 1.2 und 1.3: Die Ausführungen werden 
zur Kenntnis genommen. 

Die dritte Teilfortschreibung hat im Sommer 
2024 erneut ausgelegen. Am 18.03.2025 
wurde laut Informationen auf der Internetseite 
der Planungsgemeinschaft der Beschluss zur Vor-
lage an die Genehmigungsbehörde gefasst. 

Im Vorentwurf der 8. Änderung zum Flächennut-
zungsplan wurde bereits Bezug auf die raumord-
nerischen Aussagen aus der dritten Teilfort-
schreibung genommen. Die der Planung zugrun-
deliegenden Aussagen gelten demnach weiter-
hin.  

 

 

 

 

 

Zu 1.4: Die Befürwortung wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 

 

 

Zu 1.5: Die Aussage wird zur Kenntnis genom-
men. 

 

 

Zu 1.6: Die Aussage wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Darüber hinaus sind folgende Erfordernisse der Raum-
ordnung zu beachten: 

1.7.  
Standorte für Gewerbe- und Industriebetriebe sollen bei 
Bedarf in Kooperation mit Nachbargemeinden auf der 
Grundlage einer interkommunal abgestimmten Auswei-
sung entwickelt werden, um Synergie- und Clustereffekte 
und damit eine reduzierte Flächenneuinanspruchnahme 
zu erreichen (G 18 ROP gemäß 3. TF). 

1.8 
Die Gewerbeflächenentwicklung soll dazu auf kommuna-
ler oder interkommunaler Ebene durch die Träger der 
Bauleitplanung aufgrund eines mit der Regionalplanung 
abgestimmten Gewerbeflächenkonzepts vorbereitet wer-
den, das Bestandteil eines Flächenmanagements mit ei-
ner Gewerbeflächenbilanzierung ist (G 18h ROP gemäß 
3. TF). 

1.9 
G 19b ROP (3. TF) folgend sind gewerbliche Bauflächen 
flächensparend zu planen. Dabei soll eine mehrgeschos-
sige Bauweise angestrebt werden, sodass Produktion und 
Verarbeitung sowie Parkplätze und Stellflächen auf meh-
reren Gebäudeebenen realisiert werden können. Bei der 
Neuausweisung oder Erweiterung von Gewerbeflächen 
soll zudem sichergestellt werden, dass das Baugebiet an 
den öffentlichen Nahverkehr angebunden ist, sodass die 
modale Verlagerung vom motorisierten Individualverkehr 
auf klimaschonende Verkehrsmittel ermöglicht wird. 

1.10 
Dementsprechend ist ebenfalls das bestehende Radwege-
netz laut dem G 147 ROP (2. TF) zu erhalten bzw. aus-
zubauen, sodass für den Berufs-, Schüler-, Freizeit- und 
Einkaufsverkehr unter Beachtung der Belange von Natur-
schutz und Landschaftspflege perspektivisch ein bedarfs-
gerechtes Gesamtnetz entsteht. 

 

 

 

1.11 
In der gesamten Region soll die Erschließung und die Nut-
zung erneuerbarer Energien, insbesondere Windkraft, 
Sonnenenergie, Wasserkraft, Geothermie sowie Bio-
masse, verstärkt ausgebaut werden. Den damit verbunde-
nen Erfordernissen soll gemäß G 161 ROP (2. TF) im Rah-
men der städtebaulichen Planungen und der lnfrastruk-
turfachplanungen Rechnung getragen werden. Bei der 
planerischen Neuausweisung, der Änderung oder Erwei-
terung von städtebaulichen Plänen zur Entwicklung von 
Gewerbe- und Handwerksflächen ist gemäß G 19a ROP 
(3. TF) zudem auf eine hohe Energieeffizienz und den Ein-
satz erneuerbarer Energien zu achten. Insbesondere die 
Installation von Photovoltaik auf Dächern und über Park-
platzflächen soll im Rahmen der städtebaulichen Planung 
vorgesehen werden. Dementsprechend sind bei der Erstel-
lung der zugrundeliegenden Energieversorgungskonzepte 

Zu 1.7 und 1.8: Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. 

Die raumordnerischen Aussagen zu möglichen 
Kooperationen zwischen Nachbargemeinden 
und interkommunalen Gewerbekonzepten sind 
der Verbandsgemeinde bekannt. Diese Optio-
nen stehen der vorliegenden Ausweisung auf der 
Ebene der Flächennutzungsplanung nicht entge-
gen. Sie werden außerhalb der vorliegenden 8. 
Änderung des Flächennutzungsplanes seitens 
der Verbandsgemeinde geprüft und koordiniert. 

 

 

 
Zu 1.9 und 1.10: Die Begründung wird ergänzt. 

Die raumordnerischen Vorgaben einer flächen-
sparenden gewerblichen Entwicklung sowie be-
züglich des Radwegenetzes und der Erschließung 
bzw. Nutzung von erneuerbaren Energien wer-
den in die Begründung aufgenommen. 

Die einzelnen Aspekte der Planung können auf 
den nachgeordneten Ebenen der Bebauungspla-
nung bzw. der Projektumsetzung berücksichtigt 
werden. 

Es ist bekannt, dass sich die Stadt Nierstein im 
Rahmen des parallellaufenden Bebauungspla-
nes intensiv mit möglichen Radwegverbindungen 
zwischen dem Plangebiet und den umliegenden 
Ortschaften befasst. Weiterhin ist bekannt, dass 
der Bebauungsplan, über das Landessolargesetz 
hinausgehende, Regelungen für die Installation 
von Photovoltaikanlagen beinhalten soll. Die 
Prüfung von Konzepten zur Abwärmenutzung 
wurde angestoßen. 

 

Zu 1.11: Die Begründung wird ergänzt.  

Die Ausführungen betreffen nicht den Rege-
lungsumfang der Flächennutzungsplanung. Es ist 
jedoch bekannt, dass diese Themen im laufen-
den Planungsprozess im Bebauungsplan und auf 
der Projektebene bearbeitet werden. 

Nach § 11 Abs. 5 Nr. 2 des Energieeffizienzge-
setzes (EnEfG) müssen Betreiber von Rechenzen-
tren den Stromverbrauch ab dem 01. Januar 
2027 zu 100 Prozent durch Strom aus erneuer-
baren Energien decken. Am Standort Rhein-Selz-
Park wird auch das erste geplante Rechenzent-
rum seinen Betrieb erst später aufnehmen kön-
nen, so dass die vollständige Versorgung über 
regenerative Energien stattfinden muss.  
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die Integrationspotenziale unterschiedlicher regenerativer 
Energiesysteme und -anlagen zu prüfen sowie nutzbar zu 
machen. 

 

1.12.  
Das Z 162a ROP (3. T) gibt vor, dass die Verbandsge-
meinden, verbandsfreien Gemeinden, großen kreisange-
hörigen und kreisfreien Städte Klimaschutzkonzepte auf-
stellen sollen, die insbesondere eine kommunale Wär-
mestrategie- und Energieplanung beinhalten sollen. Dazu 
soll auch der Einsatz von effizienten Nahwärmenetzen ge-
prüft werden. 

1.12.1 
Da das geplante Vorhaben einen sehr hohen Energiebe-
darf bedingt und ein großer Anteil der verbrauchten Ener-
gie zur Kühlung der Anlagen benötigt wird, erscheint die 
Integration in eine ganzheitliche Wärmestrategieplanung 
und inkl. eines entsprechenden Fernwärmekonzeptes als 
zielführend, auch um den vorgenannten Erfordernissen 
der optimierten Energieeffizienz gerecht zu werden. Die 
vorhandenen Synergiepotenziale sollen untersucht wer-
den und sind bei entsprechender Eignung zu nutzen. 

1.13 
Gemäß G 46 ROP (2. TF) sind die Böden selbst, sowie 
ihre zahlreichen Funktionen im Naturhaushalt, insbeson-
dere Regelungs-, Produktions- und Lebensraumfunktio-
nen, nachhaltig zu sichern. 

1.13.1 
Die Funktionen des Bodens als Filter und Speicher des 
Niederschlagswassers sollen erhalten oder verbessert, der 
Bodenwasserhaushalt soll in einem natürlichen Zustand 
belassen oder möglichst naturnah wiederhergestellt wer-
den. 

1.13.2 
Beeinträchtigungen des Bodens durch Abbau, Verlage-
rung oder Versiegelung sollen auf das unbedingt erfor-
derliche Maß beschränkt werden. 

1.13.3 
Die Böden sollen so genutzt werden, dass Erosion, Ver-
dichtungen und Schadstoffanreicherungen vermieden 
werden. 

1.13.4 
Geschädigte Böden sollen problemangepasst genutzt 
und möglichst verbessert oder saniert werden 

1.13.5 
Kultur- und naturgeschichtlich bedeutende Böden sollen 
geschützt werden. 

1.13.6 
Naturnah belassene Böden und extensive Bodennutzun-
gen sollen erhalten und gesichert und in den dafür ge-
eigneten Gebieten weiterentwickelt werden. 

Der Bezug von Windenergie aus den vorhande-
nen und geplanten Windparks in unmittelbarer 
Umgebung des Rhein-Selz-Parks wird geprüft.  

 

Zu 1.12. und 1.12.1: Die Begründung wird er-
gänzt. 

Zur Verwendung der Abwärme wurden bereits 
Machbarkeitsstudien durch den Projektträger 
durchgeführt. Hierbei zeigte sich, dass sofern 
sich die Stadt Nierstein für ein Fernwärmenetz 
entscheidet, die im Rechenzentrum anfallende 
Wärme per Übergabepunkt zur Verfügung ge-
stellt werden kann und soll. 

 

 

 

 

 

 

Zu 1.13ff: Die Begründung wird ergänzt. 

Für die Entwurfsfassung des Flächennutzungs-
planes ist obligatorisch ein Umweltbericht zu er-
stellen, der sich mit den Schutzgütern, und somit 
auch mit dem Thema Boden, auseinandersetzt. 

Es ist bekannt, dass konkrete Aussagen zum Um-
gang mit dem Boden auf der nachgeordneten 
Ebene der Bebauungsplanung erarbeitet wer-
den. Dort wurden entsprechende Gutachten er-
stellt und berücksichtigt. 

Generell ist beachtlich, dass die Böden aufgrund 
der militärischen Vornutzung im Plangebiet stark 
anthropogen geprägt sind. Die Aufschüttungen 
und Abgrabungen haben erhebliche Spuren im 
Bodengefüge hinterlassen. 

Einer Ausweisung auf der Ebene der Flächennut-
zungsplanung stehen die Vorgaben nicht entge-
gen. 
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1.14 
Soweit durch Grundwasserentnahmen im Einzelfall Aus-
wirkungen auf die land- und forstwirtschaftliche Nutzung 
sowie auf vorhandene grundwasserabhängige schutzwür-
dige Vegetationsgesellschaften eintreten könnten, ist ge-
mäß G 68 ROP (2 TF) darauf Rücksicht zu nehmen. 

1.15  
G 70 ROP (2. TF) führt aus, dass viele Industrie- und Ge-
werbebetriebe für ihre Herstellungs- und Verarbeitungs-
prozesse Wasser in unterschiedlicher Menge und Quali-
tät benötigen und dabei sowohl Oberflächengewässer 
als auch Grundwasser nutzen. Um auch für diese Zwecke 
Wasser in geeigneter Qualität bereitstellen zu können, 
sollen die Einzugsgebiete dieser Grundwasserentnahmen 
entsprechend vor potenziellen Verunreinigungen bewahrt 
werden. 

2.  
Aus Sicht der Unteren Naturschutzbehörde bestehen fol-
gende Anmerkungen 

2.1  
Da noch kein Umweltbericht vorliegt, können wir derzeit 
keine ausführliche Stellungnahme, insbesondere zu den 
Themen Eingriff-Ausgleich und Artenschutz, abgeben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2.2  
Wir nehmen zwar wohlwollend zur Kenntnis, dass eine 
Durchgrünung des Gebietes geplant ist, jedoch wird in 
den vorliegenden Unterlagen nicht erläutert, warum die 
derzeit dargestellte Grünfläche im Nordosten nun verklei-
nert werden muss. Wir bitten um entsprechende Erläute-
rung. 

 

 

 

 

Zu 1.14 und 1.15: Die Anregungen werden zur 
Kenntnis genommen. 

Die raumordnerischen Vorgaben in Bezug auf 
mögliche Grundwasserentnahmen betreffen die 
Objektplanung und die Bauausführung und sind 
auf den nachgeordneten Ebenen entsprechend 
zu berücksichtigen. 

Ein Großteil des Plangebiets wird als Sonderbau-
fläche für Rechenzentren dargestellt. Da das hier 
absehbare Vorhaben ohne Verdunstungsküh-
lung und mit geschlossenen Wasserkreisläufen 
arbeiten soll, liegt der Wasserbedarf tendenziell 
deutlich unter dem konventioneller Gewerbebe-
triebe mit gleichem Flächenbedarf. 

Die Ausführungen stehen einer Ausweisung auf 
der Ebene des Flächennutzungsplanes daher 
nicht entgegen. 

 

Zu 2.1: Der Flächennutzungsplan wird im weite-
ren Verfahren um den Umweltbericht ergänzt. 

Die Begründung wird ergänzt. 

Auf der Ebene des Bebauungsplanes wurden 
eine Eingriffsausgleichsbilanzierung sowie ein 
Artenschutzgutachten erstellt. Dementsprechend 
werden im Bebauungsplan und im dazu verein-
barten städtebaulichen Vertrag die notwendigen 
Ausgleichsflächen und – maßnahmen vorgese-
hen. Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan 
2030 werden keine konkreten Flächen für den 
Ausgleich, sondern lediglich ‚Suchräume‘ dafür 
ausgewiesen. An der Systematik soll festgehalten 
werden. 

Es ist bekannt, dass für die genannten Themen 
Lösungen auf der Bebauungsplanebene abseh-
bar sind. Die Aspekte des Artenschutzes und der 
Kompensation stehen einer Ausweisung auf der 
Ebene des Flächennutzungsplanes daher nicht 
entgegen. 

Die Ergebnisse der fachgutachterlichen Aussa-
gen werden in der Begründung zum Flächennut-
zungsplan maßstabsgerecht integriert. 

Zu 2.2: Die Anregung wird zur Kenntnis genom-
men. 

Im Zuge der Neuaufstellung des Flächennut-
zungsplanes 2030 wurden in Bezug auf das ge-
samte Verbandsgemeindegebiet keine kleinräu-
migen differenziert abgegrenzten Grünflächen 
dargestellt. Diese Vorgehensweise soll prinzipiell 
im Rahmen der vorliegenden Änderung weiter-
verfolgt werden. Daher erfolgt hier eine abstrakte 
Darstellung der geplanten Grünflächen. Diese 
unterteilt sich in eine notwendige Außenrandbe-



Verbandsgemeinde Rhein-Selz • Flächennutzungsplan 2030 - Auswertung der frühzeitigen  
8. Änderung (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) Beteiligungsverfahren 

 IMMISSIONSSCHUTZ • STÄDTEBAU • UMWELTPLANUNG 

Seite 9 von 42 
Stand: 05. Juni 2025 

 

 

 

 

 

2.3  
Wir empfehlen, die bestehende Grünfläche im Nordosten 
nicht zu verkleinern, insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass vergangene faunistische Aufnahmen Reptilienfunde 
verzeichneten. Für notwendige CEF-Maßnahmen regen 
wir daher an, die derzeit als Grünflächen dargestellten 
Bereiche beizubehalten und entsprechend zu nutzen. 

2.4  
Wir möchten auf unsere Stellungnahme zur 1. Änderung 
des FNP 2030 Rhein-Selz verweisen, in der wir bereits 
anregten die artenschutzrechtlichen Belange bereits auf 
Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung zu berücksich-
tigen. 

2.5  
Es wird darauf hingewiesen, dass der artenschutzrechtli-
che Ausgleich überwiegend im Geltungsbereich selbst o-
der im engen räumlichen Zusammenhang erfolgen muss 
und dass diese Ansprüche rechtzeitige im Rahmen des 
städtebaulichen Konzepts zu berücksichtigen sind. 

2.6  
Der Erhalt der beschriebenen groß gewachsenen Bäume 
sollte besonders geprüft und forciert werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.  
Aus Sicht der Unteren Wasserbehörde (Wasserwirtschaft) 
bestehen folgende Anmerkungen zum Bodenschutz: 

3.1  
Nach § 5 Abs. 3 Nr. 3 BauGB sollen im Flächennut-
zungsplan für bauliche Nutzungen vorgesehene Flächen, 
deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen 
belastet sind, gekennzeichnet werden. 

3.2  
In der Begründung wird auf Seite 18 unter Ziffer 6.5 „Be-
lange des Bodens“ auf die im Planungsbereich liegenden 
drei bodenschutzrechtlich relevant eingestuften Flächen 
gem. dem Bodeninformationssystem (BIS-Bokat) hinge-
wiesen. In der Planzeichnung selbst werden diese Flächen 

grünung zur freien Landschaft hin und eine inn-
ergebietliche Begrünung. Die genaue Ausgestal-
tung und Dimensionierung dieser Begrünungs-
vorgaben in Verbindung mit entsprechenden 
Festsetzungen erfolgt auf der nachgeordneten 
Ebene der Bebauungsplanung. 

Zu 2.3, 2.4 und 2.5: An der Planung wird fest-
gehalten. 

Auf der Ebene des Bebauungsplanes wurde be-
reits ein Artenschutzgutachten erarbeitet. Die 
demnach erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen 
werden im Bebauungsplan entsprechend der 
fachlichen Vorgaben vorgesehen und rechtlich 
fixiert. Somit erfolgt auch die Verortung dieser 
Flächen auf der Bebauungsplanebene. Auf der 
Ebene der Flächennutzungsplanung ist die Aus-
weisung von konkreten artenschutzrechtlichen 
Ausgleichsmaßnahmen nicht vorgegeben. Dies 
erfolgt auf der nachgeordneten Ebene der Be-
bauungsplanung. 

Gemäß den vorliegenden Erkenntnissen stehen 
die Belange des Artenschutzes der Ausweisung 
auf der Ebene der Flächennutzungsplanung 
nicht entgegen. 

Zu 2.6: Die Begründung wird ergänzt. 

Auf der Ebene der Bebauungsplanung ist im 
Rahmen der umweltbezogenen Untersuchungen 
eine Beurteilung der bestehenden Bäume vorge-
nommen worden. Die Erfassung der Bestands-
bäume gibt Aufschluss über deren Zustand. Es ist 
bekannt, dass auf der Ebene der Bebauungspla-
nung die Bäume soweit wie möglich erhalten 
werden sollen. 

Die Ebene des Flächennutzungsplanes befindet 
sich jenseits dieses Beachtungsmaßstabes. Die 
grundsätzliche Empfehlung zum Erhalt von groß 
gewachsenen Bäumen wird in der Begründung 
ergänzt.  

 
Zu 3.1, 3.2 und 3.3: Der Anregung wird nicht 
gefolgt. 

Die Kennzeichnungspflicht im Flächennutzungs-
plan ist bekannt, kommt jedoch gemäß den vor-
liegenden Aussagen der Struktur- und Genehmi-
gungsdirektion Süd und den fachgutachterlichen 
Erkenntnissen auf der Ebene der Bebauungspla-
nung hier nicht zum Tragen. Die drei im Boden-
schutzkataster eingetragenen Flächen betreffen 
nahezu das gesamte Planungsareal. Nach fach-
licher Einschätzung durch die zuständige Be-
hörde und einen Bodengutachter werden diese 
Flächen jedoch nicht als altlastenverdächtig ein-
gestuft. Ein Teilbereich innerhalb dieser Flächen 
wurde saniert und damit als ‚dekontaminiert‘ 
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nicht nachrichtlich übernommen. 

3.3 
Auf der Ebene der Bauleitplanung (hier: vorbereitender 
Bauleitplan) empfehlen wir, die maßgeblichen Grundstü-
cke auch in der Planzeichnung als bodenschutzrechtlich 
relevante Flächen nachrichtlich darzustellen. Damit er-
kennt die Bauleitplanung die Bodenbelastung und gibt 
mit der Kennzeichnung eine Warnfunktion an die nach-
geordneten Ebenen der Projektgenehmigung und -umset-
zung. Einzelheiten sollten ggf. mit der zuständigen Obe-
ren Bodenschutzbehörde abgestimmt werden. 

Zu wassergefährdenden Stoffen: 

3.4  
Sofern im Zuge der Energieversorgung des Rechenzent-
rums eine Lagerung von oder der Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen erfolgen soll (z.B. Betrieb von Diesel-
generatoren, Trafostationen), sind die Anforderungen der 
Landesverordnung über die Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe 
(AwSV) zu erfüllen. 

 

4.  
Gegen den Bauleitplan bestehen aus brandschutztechni-
scher Sicht keine Bedenken. 

Obligatorischer Hinweis: 

Gültige Satzungen sind von der Gemeinde vorzulegen 
und ggf. zu beachten, auch bei künftigen Bauvorhaben 
innerhalb des Plangebietes. 

Bitte achten Sie auf die Aktualität aller verwendeten 
Rechtsgrundlagen, bspw.  

"Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBI. I S. 3634), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 
2023 I Nr. 394) geändert worden ist." 

eingestuft. Insgesamt ist festzuhalten, dass es 
derzeit für die Bereiche im Plangebiet keine Ver-
dachtsmomente oder Anhaltspunkte für Verun-
reinigungen gibt. Da aufgrund der Vornutzung 
und den gutachterlich ermittelten Verdachtsflä-
chen ein gewisses Restrisiko verbleibt, wird die 
Behörde im weiteren Planungs- und Umset-
zungsprozess mit eingebunden. Eine Kennzeich-
nung von Flächen im Plangebiet ist im Flächen-
nutzungsplan nicht erforderlich. 

 

Zu 3.4: Die Anregung wird zur Kenntnis genom-
men. 

Die Ausführungen zu wassergefährdenden Stof-
fen stehen der Ausweisung auf der Ebene des 
Flächennutzungsplanes nicht entgegen. Die Hin-
weise betreffen die Objektplanung und die Bau-
ausführung und sind auf den nachgeordneten 
Ebenen entsprechend zu berücksichtigen. 

 
Zu 4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

Der Anregung zur Aktualisierung der Rechts-
grundlagen wird gefolgt. 
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T03 Struktur und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfall-
wirtschaft und Bodenschutz, Mainz 

Stellungnahme vom 14.11.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

1. Allgemeine Wasserwirtschaft – Gewässer / Hochwas-
serschutz 

Der Engelsklauergraben und ein weiteres (namenloses) 
Gewässer (beiden Gewässer III. Ordnung) wurden in den 
Plan nachrichtlich übernommen. 

Das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) gibt mit dem Inhalt 
des § 6 die Verpflichtung zur naturnahen Gestaltung und 
Entwicklung der Gewässer vor. Zudem ist gemäß Was-
serrahmenrichtlinie grundsätzlich der gute ökologische 
Zustand bzw. das gute ökologische Potential der Gewäs-
ser wiederherzustellen. Das heißt, es sind strukturelle Auf-
wertungen der Gewässer anzustreben, um u. a. die öko-
logische Funktion der Gewässer zu verbessern. Diese 
rechtlichen Verpflichtungen können nur dann eingehalten 
werden, wenn den Gewässern ein ausreichend großer 
Entwicklungskorridor zur Verfügung steht. Dies ist nur 
möglich, wenn entsprechende Flächen als Entwicklungs-
korridor in öffentlicher Hand bleiben bzw. gegeben wer-
den. Daher sind im Flächennutzungsplan Entwicklungs-
korridore entlang der Gewässer auszuweisen. 

Aus den Unterlagen geht nicht hervor, ob es sich bei den 
Grünflächen um öffentliche oder private Flächen handelt. 
Zumindest die Grünflächen im Bereich der Gewässer 
sollten als öffentliche Grünflächen ausgewiesen werden. 

Es ist auf jeden Fall zu verhindern, dass zwischen den 
Grünflächen/Biotop und den Gewässern Zaunanlagen 
oder sonstige Absperrungen zum Schutz des Rechenzent-
rums errichtete werden. 

Das Thema Starkregen soll im weiteren Verfahren behan-
delt werden. Bezüglich der Starkregengefährdung ver-
weise ich jedoch nochmals bereits jetzt auf die Sturzflut-
gefahrenkarten. Diese zeigen die Wassertiefen, die Fließ-
geschwindigkeiten und die Fließrichtung von oberfläch-
lich abfließendem Wasser infolge von Starkregenereig-
nissen. Dafür werden Szenarien mit unterschiedlicher 
Niederschlagshöhe und -dauer betrachtet. Basis der 
Sturzflutgefahrenkarten ist ein einheitlicher StarkRegenIn-
dex. Die beigefügte Karte stellt ein sog. „außergewöhnli-
ches Starkregenereignis“ (SRI 7, 1 Std.) dar. Dies ent-
spricht in etwa einer 100-jährlichen Eintrittswahrschein-
lichkeit. Darüber hinaus stehen noch Karten für die Sze-
narien „extremes Starkregenereignis“ mit einer Regen-
dauer von einer Stunde (SRI 10, 1 Std.) und von vier Stun-
den (SRI 10, 4 Std.) online zur Verfügung. 

Es ist zu beachten, dass es bei Starkregenereignissen 
überall zu einem Oberflächenabfluss kommen kann, wo-
bei sich erst in Mulden, Rinnen oder Senken größere 
Wassertiefen und Fließgeschwindigkeiten bilden. 

Zu 1:  

Die Zustimmung wird zur Kenntnis genommen. 

Die Zielsetzung der Gewässerrenaturierung wird 
geteilt und unterstützt. 

Die Vorgaben des Wasserhaushaltsgesetzes und 
der Wasserrahmenrichtlinie sind bekannt. Auf 
der Ebene der Flächennutzungsplanung wird 
diesen durch die Ausweisung von Grünflächen 
angrenzend an die Gewässer Rechnung getra-
gen. Auf dieser Planungsebene ist keine Unter-
scheidung zwischen öffentlichen und privaten 
Grünflächen vorgesehen. 

Die weitergehenden Vorgaben für einen Entwick-
lungskorridor entlang der Gewässer sollen au-
ßerhalb des Flächennutzungsplanverfahrens ent-
sprechend der fachlichen Gesichtspunkte und 
unter Beachtung der Anforderungen an die Ob-
jektplanung geprüft werden.  

Die Vorgaben hinsichtlich der Gewässer stehen 
einer Ausweisung auf der Ebene der Flächennut-
zungsplanung nicht entgegen. 

 

 

 

 

Die Hinweise werden beachtet, die Begründung 
wird ergänzt. 

Starkregenereignisse werden für das Projektge-
biet mit einem Zeithorizont bis zum Jahr 2050 
als mittleres bis hohes Risiko bewertet. Diese 
Ausgangslage wurde generell in der Bauleitpla-
nung beachtet. 

Ansonsten wurde bereits auf der Ebene des Be-
bauungsplanes ein Entwässerungskonzept erar-
beitet, dass auch das Thema Starkregen berück-
sichtigt.  

Gemäß dem derzeitigen Kenntnisstand sind 
Möglichkeiten zum Umgang mit dem Starkregen 
gegeben. Das Entwässerungskonzept zeigt kon-
krete Maßnahmen auf, mittels derer sich die Fol-
gen von Starkregenereignissen auf ein akzeptab-
les Maß reduzieren lassen. 

Demnach stehen die Belange der Vorsorge ge-
genüber Starkregen der Ausweisung auf der 
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Daher sind vor Ort immer die vorhandenen Oberflächen-
strukturen und Verhältnisse zu berücksichtigen. Unter 
dem Link https://geoportal-wasser.rlp-umwelt.de/serv-
let/is/10360/ können die neuen Sturzflutgefahrenkarten 
für den betreffenden Bereich eingesehen werden.  

 
Ich empfehle, die tatsächlichen Abflussbahnen vor Ort zu 
überprüfen und die Gefährdung in der Planung zu be-
rücksichtigen. Ggf. sollten Vorsorgemaßnahmen ergriffen 
werden (z.B. angepasste Bauweise, keine grundstücks-
gleichen Gebäudeöffnungen, Objektschutz und entspre-
chende Festsetzungen / Hinweise im Bebauungsplan). 
Der einzig sichere Schutz vor Sturzfluten ist das Freihalten 
gefährdeter Bereiche. 

Ebene der Flächennutzungsplanung nicht entge-
gen.  

2. Grundwasserschutz, Trinkwasserversorgung 

2.1 Wasserschutzgebiete 

Der Planbereich befindet sich nicht in einem bestehenden 
oder geplanten Trinkwasserschutzgebiet. 

2.2 Grundwassernutzung 

Grundwassernutzungsanlagen (Brunnen) im Planbereich 
sind nicht bekannt. Aufgrund der festgestellten Klimaver-
änderungen sollten Eingriffe u. a. auch in den Wasser-
haushalt auf das Mindeste beschränkt werden. 

Für die vorgesehene Rückhaltung von Niederschlagsab-
flüssen auf dem Gelände sind im Fall einer Versickerung 
die örtlichen Gegebenheiten unter Berücksichtigung der 
am Standort festgestellten schädlichen Bodenverände-
rungen und den hydrogeologischen Voraussetzungen für 
eine Versickerung zu prüfen. Näheres hierzu sollte im 
Rahmen des Bebauungsplanverfahrens geregelt werden. 

 

 

 

 

2.3 Anschluss an das öffentliche Trinkwassernetz 

Ein Anschluss an die öffentlichen Wasserversorgungsan-
lagen ist mit dem zuständigen Versorger - der Wasserver-
sorgung Rheinhessen-Pfalz (wvr) - abzustimmen. Am 
nordöstlichen Rand des Plangebietes verläuft die Fern-
wasserleitung der Mainzer Netze. Dies ist bei den anste-
henden Planungen (auf Bebauungsplanebene) entspre-
chend zu berücksichtigen. Ebenfalls zu berücksichtigen ist 
die Wasserleitung der WVR, die entlang der B 420 am 

 

Zu 2.1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 

 

Zu 2.2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.  

Die weitergehenden Ausführungen zur Grund-
wassernutzung betreffen die Projektebene und 
sind auf den nachgeordneten Ebenen entspre-
chend zu berücksichtigen. Die Hinweise stehen 
der Ausweisung auf der Ebene des Flächennut-
zungsplanes nicht entgegen. 

Die Rückhaltung des Niederschlagswassers ist 
Gegenstand des Entwässerungskonzepts zum 
Bebauungsplan.  

Die wasserwirtschaftlichen Belange stehen einer 
Ausweisung auf der Ebene der Flächennut-
zungsplanung nicht entgegen. 

 

 

Zu 2.3: Die Anregungen werden zur Kenntnis 
genommen. 

Die angesprochenen Leitungen sind bekannt 
und in der Planzeichnung zum Flächennut-
zungsplan bereits nachrichtlich übernommen.  

Die weitergehenden Ausführungen betreffen die 
Anforderungen an die Objektplanung und die 
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südlichen Rand des Planbereiches verläuft. Es wird emp-
fohlen, sich wegen der genauen Leitungsführung mit dem 
Versorger in Verbindung zu setzen. 

 

 

 

 

2.4 Wassergefährdende Stoffe/AwSV 

Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Herstellen und Behandeln 
wassergefährdender Stoffe sowie Anlagen zum Verwen-
den wassergefährdender Stoffe im Bereich der gewerbli-
chen Wirtschaft sind nach § 65 LWG der unteren Was-
serbehörde anzuzeigen. Die Anforderungen der §§ 62, 
63 WHG sowie der Verordnung über Anlagen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) sind ent-
sprechend zu beachten. 

Bauausführung und sind auf den nachgeordne-
ten Ebenen entsprechend zu berücksichtigen. 
Die Hinweise stehen der Ausweisung auf der 
Ebene des Flächennutzungsplanes nicht entge-
gen. 

Auf der Ebene der Bebauungsplanung und der 
Objektplanung werden bereits routinemäßig 
Abstimmungen mit den Versorgungsträgern vor-
genommen. 

Zu 2.4: Die Anregungen werden zur Kenntnis 
genommen. 

Die Hinweise zu wassergefährdenden Stoffen 
betreffen die Anforderungen an die Objektpla-
nung und die Bauausführung und sind auf den 
nachgeordneten Ebenen gemäß der gesetzli-
chen Vorgaben zu berücksichtigen. 

 

3. Abwasserbeseitigung  

Zu Ziffer 6.6 Belange der Wasserwirtschaft“ – „Entwässe-
rung“ Ergänzung:  

Der nordöstliche Bereich des Gewerbegebietes lässt sich 
möglicherweise nicht an die bestehende Regenwasserka-
nalisation anschließen. Im Rahmen des B-Plan-Verfah-
rens sind hier Rückhaltemöglichkeiten, entweder im 
Grünbereich oder im Gewerbegebietsbereich selbst, ein-
zuplanen, d.h. ggfs. Flächen zu reservieren. 

Zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Begründung wird ergänzt. 

Zum parallel aufgestellten Bebauungsplan 
wurde ein Entwässerungskonzept erarbeitet. Er-
forderliche Flächen und Maßnahmen werden 
auf dieser Ebene vorzusehen sein. Aktuell ist be-
reits bekannt, dass der nordöstliche Teil des Ge-
werbegebiets an vorhandene Vorfluter ange-
schlossen werden kann. 

Gemäß den vorliegenden Erkenntnissen stehen 
die Belange der Wasserwirtschaft der Auswei-
sung auf der Ebene der Flächennutzungspla-
nung nicht entgegen. 

4. Bodenschutz 

Wie bereits unter Kap. 6.5 der Begründung mit Stand 
vom 30.08.2024 festgehalten, ist der Planungsbereich 
im Bodeninformationssystem Rheinland-Pfalz (BIS RP), 
Bodenschutzkataster (BOKAT) als bodenschutzrechtlich 
relevante Fläche erfasst (REGNUM 339 07 043 – 0001, 
– 0002 und – 0003). 

Auf Ebene des dazugehörigen Bebauungsplans bzw. der 
dazugehörigen Bebauungspläne hat die Planungsbe-
hörde darauf zu achten, dass die geplante Nutzung die-
ser Änderung, sprich teilweise sensiblere Folgenutzung, 
den „gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen“ ent-
spricht. Des Weiteren sollte auf dieser Ebene auch der 
ordnungsgemäße Rückbau bzw. Abriss (Fußnote: Kap. 1 
der Begründung mit Stand vom 30.08.2024) der mittler-
weile maroden Baustruktur geregelt bzw. festgehalten 
werden. 

Generell wird hiermit auf die Anzeigepflicht gem. § 5 
Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz vom 25.07.2005 hin-
gewiesen. Demnach sind der Grundstückseigentümer 
und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das 
Grundstück (Mieter, Pächter) verpflichtet, ihnen bekannte 

Zu 4: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Begründung wird ergänzt. 

Die drei im Bodenschutzkataster eingetragenen 
Flächen betreffen nahezu das gesamte Pla-
nungsareal. Nach fachlicher Einschätzung 
durch die Behörde und einen Bodengutachter, 
der zum parallelen Bebauungsplan tätig ist, 
werden diese Flächen jedoch nicht als altlasten-
verdächtig eingestuft. Ein Teilbereich innerhalb 
dieser Flächen wurde saniert und damit als ‚de-
kontaminiert‘ eingestuft. Insgesamt ist festzuhal-
ten, dass es derzeit für die Bereiche im Plange-
biet keine Verdachtsmomente oder Anhalts-
punkte für Verunreinigungen gibt. Da aufgrund 
der Vornutzung und den gutachterlich ermittel-
ten Verdachtsflächen ein gewisses Restrisiko ver-
bleibt, wird die Behörde im weiteren Planungs- 
und Umsetzungsprozess mit eingebunden. Eine 
Kennzeichnung von Flächen im Plangebiet ist im 
Flächennutzungsplan nicht erforderlich. 

Der Hinweis auf die Anzeigepflicht gemäß Lan-



Verbandsgemeinde Rhein-Selz • Flächennutzungsplan 2030 - Auswertung der frühzeitigen  
8. Änderung (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) Beteiligungsverfahren 

 IMMISSIONSSCHUTZ • STÄDTEBAU • UMWELTPLANUNG 

Seite 14 von 42 
Stand: 05. Juni 2025 

 

Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schädlichen Bo-
denveränderung oder Altlast unverzüglich der zuständi-
gen Behörde (SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtschaft, Bodenschutz Mainz) mitzuteilen. 

Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen keine Beden-
ken gegen die 8. Änderung des Flächennutzungsplans, 
sofern die o. g. Hinweise beachtet werden. 

desbodenschutzgesetz betrifft die Anforderun-
gen an die Objektplanung und die Bauausfüh-
rung und ist auf den nachgeordneten Ebenen 
gemäß den gesetzlichen Verpflichtungen ohne-
hin zu berücksichtigen. 
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T04 Struktur und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Gewerbeaufsicht, Mainz 

Stellungnahme vom 15. 11. 2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

aus Sicht des Immissionsschutzes ergibt sich zur o. a. Bau-
leitplanung folgendes: 

Hinweis: 

Sowohl im FNP als auch im B-Plan-Verfahren sind Net-
zersatzanlagen und Notstromanlagen nach dem 
BlmSchG i.V.m. der 44. BlmSchV nicht ausgeschlossen, 
sofern Sie die Voraussetzungen und Auflagen erfüllen. 

 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis betrifft die Anforderungen an die 
Objektplanung und die Bauausführung jenseits 
der Flächennutzungsplanung.  

Die Voraussetzungen für die Errichtung von 
Netzersatzanlagen und Notstromanlagen kön-
nen auf den nachgeordneten Ebenen der be-
rücksichtigt werden. Nach derzeitigem Kennt-
nisstand müssen immissionsschutzrechtliche 
Verfahren durchgeführt werden. Erste Abspra-
chen dazu haben bereits mit der SGD Süd statt-
gefunden. 

Die Ausführungen zum Immissionsschutz ste-
hen der Ausweisung auf der Ebene des Flä-
chennutzungsplanes nicht entgegen. 
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T06 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Mainz 

Stellungnahme vom 28.10.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

In der Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchä-
ologie ist im Geltungsbereich der o. g. Planung keine ar-
chäologische Fundstelle verzeichnet. Es ist aber nur ein 
geringer Teil der tatsächlich im Boden vorhandenen, ar-
chäologischen Denkmale bekannt. 

Eine Zustimmung der Direktion Landesarchäologie ist 
grundsätzlich an die Übernahme folgender Auflagen ge-
bunden: 

1.  
Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die 
Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 
23.3.1978 (GVBl., 1978, S. 159 ff), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021 (GVBl. 
S. 543) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende, 
archäologische Fund unverzüglich zu melden, die Fund-
stelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die 
Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern. 

2.  
Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entspre-
chende Abteilungen der Verwaltung jedoch nicht von der 
Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE. 

3.  
Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen wer-
den, so ist der Direktion Landesarchäologie ein angemes-
sener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere Rettungs-
grabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, 
planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologi-
schen Forschung entsprechend durchführen können. Im 
Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach 
Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von Sei-
ten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die 
Maßnahmen erforderlich. 

Trotz dieser Stellungnahme ist die Direktion Landesarchä-
ologie an den weiteren Verfahrensschritten zu beteiligen, 
da jederzeit bisher unbekannte Fundstellen in Erschei-
nung treten können. 

Diese Stellungnahme betrifft ausschließlich die archäolo-
gischen Kulturdenkmäler und ersetzt nicht Stellungnah-
men der Direktion Landesdenkmalpflege zu den Bau-
denkmälern in Mainz und der Direktion Landesarchäolo-
gie - Erdgeschichte in Koblenz. Eine interne Weiterleitung 
ist nicht möglich. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 

 

 
Die weitergehenden Ausführungen zum Thema 
Archäologie betreffen die Anforderungen an 
die Objektplanung und Bauausführung und 
sind auf den nachgeordneten Ebenen gemäß 
den gesetzlichen Verpflichtungen ohnehin zu 
berücksichtigen. 

Die denkmalschutzrechtlichen Belange stehen 
damit der Ausweisung auf der Ebene des Flä-
chennutzungsplanes nicht entgegen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die beiden anderen Direktionen wurden routi-
nemäßig separat beteiligt. Stellungnahmen lie-
gen nicht vor. 
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T09 Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz 

Stellungnahme vom 05.11.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Bergbau / Altbergbau: 

Die Prüfung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, 
dass im Geltungsbereich der 8. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes 2030 (Rechenzentrum und Gewerbe) 
kein Altbergbau dokumentiert ist und kein aktueller Berg-
bau unter Bergaufsicht erfolgt. 

Boden und Baugrund 

- allgemein: 

Für Neubauvorhaben oder größere An- und Umbauten 
(insbesondere mit Laständerungen) werden objektbezo-
gene Baugrunduntersuchungen empfohlen. 
Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die ein-
schlägigen Regelwerke (u.a. DIN 4020, DIN EN 1997-1 
und -2, DIN  1054) zu berücksichtigen. Bei allen Boden-
arbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der 
DIN 18915 zu berücksichtigen. 

- mineralische Rohstoffe: 

Sofern es durch evtl. erforderliche landespflegerische 
Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Plangebietes 
zu keinerlei Überschneidungen mit den im Regionalen 
Raumordnungsplan ausgewiesenen Rohstoffsicherungs-
flächen kommt, bestehen aus der Sicht der Rohstoffsiche-
rung gegen das geplante Vorhaben keine Einwände. 

 

 

 

Geologiedatengesetz (GeolDG) 

Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung ei-
ner Bohrung bzw. geologischen Untersuchung spätestens 
2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für 
Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) anzuzei-
gen. Für die Anzeige sowie die spätere Übermittlung der 
Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das Online-
Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und Boh-
rungen Rheinland-Pfalz unter https://geoldg.lgb-rlp.de 
zur Verfügung. 

Das LGB bittet um die Aufnahme einer Nebenbestim-
mung in Ihrem Bescheid, damit die Übermittlungspflicht 
dem Antragsteller bzw. seinen Beauftragten (z. B. Ingeni-
eurbüro, Bohrfirma) obliegt. 

Weitere Informationen zum Geologiedatengesetz finden   
Sie auf den LGB Internetseiten sowie im Fragenkatalog 
unter https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologieda-
tengesetz/faq-geoldg.html.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Begründung wird ergänzt. 

Die Ausführungen zu Boden und Baugrund so-
wie dem Geologiedatengesetz betreffen die An-
forderungen an die Objektplanung und Bauaus-
führung und können auf den nachstehenden 
Ebenen berücksichtigt werden. 

Die Vorgaben stehen der Ausweisung auf der 
Ebene des Flächennutzungsplanes nicht entge-
gen. 

 

 

 

 

Die Begründung wird ergänzt.  

Notwendige landespflegerische Kompensations-
maßnahmen werden auf der Ebene der Bebau-
ungsplanung ermittelt und entsprechend fixiert. 
Der Hinweis, dass bei externen Kompensations-
maßnahmen keine Überlagerung mit Rohstoffsi-
cherungsflächen gegeben sein darf, kann auf 
dieser Planungsebene berücksichtigt werden. 

Diese Vorgabe steht einer Ausweisung auf der 
Ebene der Flächennutzungsplanung nicht entge-
gen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Pflichten betreffen nachfolgende Planungs-
ebenen. 
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T10 Landesbetrieb Mobilität, Worms 

Stellungnahme vom 05.11.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Nach Prüfung der uns zur Verfügung gestellten Unterla-
gen verweisen wir, seitens des Landesbetriebes Mobilität 
Worms, auf unsere bereits getätigte Stellungnahme vom 
16.07.2024 (Az.: Ma- IV 46a) an die Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen (landesplanerische Stellungnahme gemäß 
§ 20 LPIG zur 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 
2030 der Verbandsgemeinde Rhein­ Selz für den Teilbe-
reich „Rhein-Selz-Park" - Ausweisung einer Sonderbauflä-
che „Rechenzentrum", gewerbliche Bauflächen und Ver-
sorgungsflächen in der Gemarkung Nierstein). 

Diese behält weiterhin ihre Gültigkeit. 

Wie bereits in der zuvor erwähnten Stellungnahme ge-
schildert, müssen die Details zur Anbindung an die Bun-
desstraße B 420 im Vorfeld mit dem Landesbetrieb Mo-
bilität Worms abgestimmt werden. Wir bitten um die Vor-
lage der detaillierten Anbindung an die Bundesstraße B 
420. 

Stellungnahme vom 16.07.2024 

Die 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 der 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz für den Teilbereich „Rhein-
Selz-Park" berührt keine Straßenplanungen im Zuständig-
keitsbereich des Landesbetriebes Mobilität Worms. Somit 
bestehen seitens des Fachbereichs Planung keine grund-
sätzlichen Bedenken gegen die oben genannte Maß-
nahme. 

Details zur Anbindung des Gebietes an das klassifizierte 
Straßennetz sind im Rahmen des Bebauungsplanverfah-
rens mit dem Landesbetrieb Mobilität Worms abzustim-
men. Der LBM Worms ist zwingend zu beteiligen. 

Jegliche Eingriffe am klassifizierten Straßennetz, bzw. 
Maßnahmen, die sich auf das Straßennetz auswirken kön-
nen, müssen im Vorfeld im Detail abgestimmt werden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Auf der Ebene des Bebauungsplanes sind be-
reits Abstimmungen mit dem Landesbetrieb 
Mobilität bezüglich der Anbindung an das klas-
sifizierte Straßennetz vorgenommen worden. 
Die Absprachen werden auch in Zukunft statt-
finden. Im Bebauungsplan werden die Ergeb-
nisse entsprechend berücksichtigt. 

Auswirkungen auf die Flächennutzungspla-
nung werden hierdurch nicht gesehen, insbe-
sondere da keine Darstellung von Verkehrsflä-
chen erfolgt. 
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T13 Forstamt Rheinhessen, Alzey 

Stellungnahme vom 18.11.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Die 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 (Re-
chenzentrum Rhein-Selz-Park könnte Waldflächen gemäß 
§ 3 Landeswaldgesetz (LWaldG) betreffen. Das Luftbild 
deutet darauf hin, dass auf den Flurstücken 244/37 und 
244/81 Waldflächen vorhanden sind. Die gesetzliche 
Definition von Wald findet sich in § 3 Abs. 1 LWaldG: 

(1) Wald im Sinne dieses Gesetzes ist jede mit Waldge-
hölzen bestockte zusammenhängende Grundfläche ab 
einer Größe von 0,2 Hektar und einer Mindestbreite von 
10 Metern. Bei natürlicher Bestockung auf Grundflächen, 
die bisher nicht Wald im Sinne dieses Gesetzes waren, 
muss eine Überschirmung durch Waldbäume von min-
destens 50 v. H. erreicht sein. 

Da das Plangebiet umzäunt und nicht zugänglich ist, ist 
eine abschließende Überprüfung der Kriterien nach § 3 
Abs. 1 nicht möglich. Eine endgültige Beurteilung der 
Sukzessionsflächen und Stellungnahme zu Ihrem Anlie-
gen hat daher nicht erfolgen können und ist erst nach 
einer Inaugenscheinnahme innerhalb des umzäunten Be-
reichs möglich. 

Forstfachliche Bewertung und betroffene Wirkungen des 
Waldes: 

Im Hinblick auf die kommunale Planungshoheit ist grund-
sätzlich das gesetzliche Walderhaltungsgebot nach 
§ 1 (1) LWaldG bei allen öffentlichen Planungen zu be-
rücksichtigen. 

Im Zuge der weiteren Erarbeitung des Flächennutzungs-
plans sollen nach dem derzeitigen Plan Teile dieser Suk-
zessionsflächen in eine andere Bodennutzungsart über-
führt werden. Falls es sich um eine Waldfläche handelt 
sind folgende Vorgaben zu beachten: 

Nach § 1 Abs. 1 LWaldG besteht das gesetzliche Gebot 
der Walderhaltung. Der Wald ist in der Gesamtheit und 
Gleichwertigkeit seiner Wirkungen dauerhaft zu erhalten, 
zu schützen und erforderlichenfalls zu mehren. Der Wald 
nimmt im Naturhaushalt wichtige ökologische Funktionen 
wahr - insbesondere für Boden, Wasser und Klima - und 
ist Lebensraum einer vielfältigen Pflanzen- und Tierwelt. 
Wald kann seine vielfältigen ökologischen und ökonomi-
schen Wirkungen nur erfüllen, wenn er in seiner Substanz 
erhalten bleibt. (Roden von Wald ist auch als Eingriff nach 
§ 14 BNatSchG zu werten). 

Rheinhessen hat einen sehr geringen Waldanteil und ist 
als besonders waldarm zu bezeichnen. Wald ist daher 
grundsätzlich zu erhalten. Im Falle einer unvermeidbaren 
Rodung der als Wald anzusprechenden Teilflächen ist 
eine mindestens flächengleiche Ersatzaufforstung erfor-
derlich. 

Um die Flächen bewerten zu können, ist der Zugang zum 
Plangebiet notwendig. Hierfür benennen Sie uns bitte die 

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. 

Der Forstbehörde wurde eine Begehung des 
Planungsareals ermöglicht. In der Folge wurde 
seitens der Behörde eine neue Stellungnahme 
übermittelt. 

Vgl. nachfolgende Stellungnahme vom 
05. Dezember 2024. 
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zuständige Grundstücksverwaltung bis zum 22. Novem-
ber 2024. 

Die Zentralstelle der Forstverwaltung erhält Durchschrift 
dieser Stellungnahme. 

 

Stellungnahme vom 05.12.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

die 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 (Re-
chenzentrum Rhein-Selz-Park) betrifft keine Waldflächen 
gemäß § 3 Landeswaldgesetz (LWaldG). Das Forstamt 
Rheinhessen und die obere Forstbehörde machen somit 
für Grünflächen und deren aktuellen Entwicklungsstand 
keine waldrechtlichen Vorgaben. 

Das Forstamt weist jedoch darauf hin, dass gemäß 
§ 3 LWaldG der gegenwärtige Zustand einer Fläche ent-
scheidend ist. Sollte die natürliche Sukzession in den 
kommenden Jahren so weit voranschreiten, dass die be-
troffenen Flächen künftig als Wald eingestuft werden 
könnten, sind rechtzeitig geeignete Maßnahmen zu er-
greifen. 

Der Entfall von Vorgaben wird zur Kenntnis ge-
nommen. Die Begründung wird ergänzt. 

Die weitergehenden Hinweise bezüglich der 
Auswirkungen der natürlichen Sukzession be-
treffen die Anforderungen an die Objektpla-
nung und Bauausführung und können auf den 
nachstehenden Ebenen berücksichtigt werden. 

Die Vorgaben stehen der Ausweisung auf der 
Ebene des Flächennutzungsplanes nicht entge-
gen. 
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T17 Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe, Mainz 

Stellungnahme vom 15.11.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Die Geschäftsstelle der Planungsgemeinschaft Rheinhes-
sen-Nahe hat sich bereits im Verfahren der landesplane-
rischen Stellungnahme zu dem o. g. Vorhaben geäußert. 

Wie in der dortigen Stellungnahme (AZ: 109_2024_ 
4611) dargestellt, wird das Plangebiet in der aktuell in 
Aufstellung befindlichen 3. Teilfortschreibung des ROP 
der PGRN als Vorranggebiet für Gewerbe dargestellt. Die 
Planungen entsprechen also grundsätzlich den Zielen des 
ROP. 

Der 8. Änderung des Flächennutzungsplans 2030 kann 
von regionalplanerischer Seite zugestimmt werden. 

Die grundsätzliche Zustimmung wird zur Kennt-
nis genommen. 
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T21 ZAR - Zweckverband Abwasserentsorgung Rheinhessen, Alzey 

Stellungnahme vom 21.10.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Zum jetzigen Zeitpunkt kann keine endgültige abwasser-
technische Stellungahme abgegeben werden, da noch 
keine konkrete entwässerungstechnische Planung vor-
liegt.  

In der Begründung des FNP wird erläutert, dass eine ge-
trennte Behandlung von Niederschlagswasser und 
Schmutzwasser erfolgen wird. Dies erfüllt die Vorgaben 
des Landeswassergesetzes und Wasserhaushaltsgesetzes. 
Die detaillierte Planung ist aber mit dem Zweckverband 
Abwasserentsorgung Rheinhessen in Abstimmung mit der 
SGD Süd zu klären. 

 

Daher muss in der Begründung unter dem Punkt 6.6 – 
Entwässerung auch im vorletzten Satz die Zuständigkeit 
geändert werden: 

„Hierbei ist eine Abstimmung mit den zuständigen Behör-
den und Wasserwerken dem Zweckverband Abwasserent-
sorgung Rheinhessen obligatorisch.“ 

Des Weiteren weisen wir darauf hin, dass wasserrechtli-
che Erlaubnisverfahren für die Niederschlagswasserent-
sorgung und die Änderung der Mischwasserentlastungs-
anlagen durchzuführen sind. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Im Rahmen der parallelen Bebauungsplanauf-
stellung wurde bereits ein Entwässerungskon-
zept erarbeitet und mit den zuständigen Stellen 
abgestimmt. Die weiteren Hinweise betreffen 
die Anforderungen an die Objektplanung und 
Bauausführung und können auf den nachste-
henden Ebenen berücksichtigt werden. 

Die Hinweise des Zweckverbands Abwasser-
entsorgung Rheinhessen stehen der Auswei-
sung auf der Ebene der Flächennutzungspla-
nung nicht entgegen. 

Die Begründung wird ergänzt. 
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T25 Deutsche Telekom Technik GmbH, Bad Kreuznach 

Stellungnahme vom 18.11.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien 
der Telekom. Die aktuellen Pläne sind unter https://tras-
senauskunftkabel.telekom.de/start.html ersichtlich und 
jederzeit einsehbar. 

Für zukünftige Erweiterung des Telekommunikationsnet-
zes sind in allen Verkehrswegen geeignete und ausrei-
chende Trassen für die Unterbringung der Telekommuni-
kationslinien der Telekom vorzusehen. 

Wir werden zu gegebener Zeit zu den noch aus dem Flä-
chennutzungsplan zu entwickelnden Bebauungsplänen 
detaillierte Stellungnahmen abgeben. 

In den Erläuterungsbericht zum Flächennutzungsplan ist 
ein Hinweis aufzunehmen, dass bei der Aufstellung der 
Bebauungspläne in allen Straßen geeignete und ausrei-
chende Trassen für die Unterbringung der Telekommuni-
kationslinien vorgesehen werden. 

Wir bitten Sie, uns nach Bekanntmachung des Planes eine 
Ausfertigung mit Erläuterungsbericht zu übersenden. 

Die Aussagen werden zur Kenntnis genommen. 

Die Pläne wurden eingesehen. Die Leitungen 
stellen sich als gebietsinterne Versorgung der 
ehemaligen Kaserne dar.  

Die weitergehenden Ausführungen betreffen 
die Anforderungen an die Objektplanung und 
Bauausführung. 

Die Belange des Versorgungsträgers stehen 
der Ausweisung auf der Ebene der Flächennut-
zungsplanung nicht entgegen. 
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T28 EWR Netz GmbH, Alzey 

Stellungnahme vom 31.10.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Von unserer Seite bestehen keine Bedenken gegen die 
vorliegende Planung oder Baumaßnahme. 

Zurzeit sind in diesem Planungs-/Baubereich keine Netz-
ausbauarbeiten geplant oder in der Ausführung. 

Im oben genannten Planungs-/Baubereich sind Versor-
gungsanlagen unseres Unternehmens vorhanden, auf die 
entsprechende Rücksicht zu nehmen ist. 

Bei Kreuzungen oder Näherungen zu Anlagen der EWR 
Netz GmbH ist entsprechende Rücksicht zu nehmen. Die 
genaue Lage der Leitungen ist durch Handschachtung 
festzustellen. Die nachstehenden oder in den Plänen an-
gegebenen Schutzstreifen oder Mindestabstände sind zu 
beachten. 

Die Schutzstreifen sind von jeglicher Bebauung und Be-
pflanzung mit Bäumen oder tiefwurzelnden Sträuchern 
freizuhalten. Vorstehende Tätigkeiten innerhalb der 
Schutzstreifen sind der EWR Netz GmbH anzuzeigen und 
Schutzmaßnahmen mit der EWR Netz GmbH abzustim-
men. 

Zur Vermeidung gegenseitiger Beeinflussung dürfen die 
nachstehenden Mindestabstände bei der Verlegung von 
Leitungen ohne Sondermaßnahmen nicht unterschritten 
werden. Die Sondermaßnahmen sind mit der EWR Netz 
GmbH abzustimmen. 

Darüber hinaus dürfen keine Einwirkungen vorgenom-
men werden, die den Bestand, den Betrieb oder die Un-
terhaltung der Leitungen beeinträchtigen oder gefährden. 

Wir verweisen auch auf behördliche Festlegungen, die 
einschlägigen Vorschriften und anerkannten Regeln der 
Technik. 

Für Schäden, die auf eine Missachtung der vorstehenden 
Vorgaben beruhen, haftet der Verursacher. 

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.  

 
Die weitergehenden Ausführungen betreffen 
die Anforderungen an die Objektplanung und 
Bauausführung. Auf der Ebene der Bebau-
ungsplanung können die Leitungspläne des 
Versorgungsträgers berücksichtigt werden. 

Die Belange des Versorgungsträgers stehen 
der Ausweisung auf der Ebene der Flächennut-
zungsplanung nicht entgegen. 
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Detaillierte Angaben zur geplanten Versorgung des Bau-
gebietes, dem Aufbau unserer Versorgungsnetze und der 
Errichtung unserer Anlagen erfolgen im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens. 

Die Kosten für Leitungssicherungsmaßnahmen oder Um-
legungen vorhandener Leitungen werden gemäß dem 
Verursachungsprinzip in Rechnung gestellt, soweit keine 
vertraglichen oder sonstigen Festlegungen anderweitige 
Regelungen vorgeben. 

 
Beigefügte Pläne Mindestab-

stand/lichter 
Abstand 

Schutzstreifen 
beiderseits 
Leitungsmitte 

Niederspannungska-
belplan 

0,2m  

Straßenbeleuchtungs-
kabelplan 

0,2m  

Mittelspannungskabel-
plan mit Steuerkabel 

0,2m  

Mittelspannungsfrei-
leitungsplan mit  

 10m 

Gas- und Wasserbe-
standsplan mit 

  

- Wassertransportlei-
tung (Kennz. HW) 

1,5m 5m 

- Wasserverteilungs-
leitung (Kennz. VW) 

0,4m  

- Gas Hochdrucklei-
tung (Kennz. HGD) 

1,5m 3,0m 

- Gas Mitteldrucklei-
tung (Kennz. VGM) 

0,4m 1,5m 

- Gas Niederdruck 
(Kennz. VG) 

0,4m  
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T29 Wasserversorgung Rheinhessen Pfalz GmbH, Bodenheim 

Stellungnahme vom 12.11.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Im Zuge o. g. Verfahrens verweisen wir auf unser Schrei-
ben im Rahmen der vorgelagerten landesplanerischen 
Stellungnahme zur 8. Änderung des Flächennutzungspla-
nes 2030 der Verbandsgemeinde Rhein-Selz. Diese bleibt 
in vollem Umfang bestehen. Wir haben diese als Anlage 
beigefügt. 

 

Stellungnahme vom 15.07.2024 

Im Rahmen der Erschließung des Rhein-Selz-Parks wurden 
seitens der wvr in den Jahren 2017 und 2018 diverse An-
lagen installiert. Diese bisherige Erschließung, d. h. die 
Auslegung des Tiefbehälters und der Druckerhöhungsan-
lage sowie die Dimensionierung und Lage der verlegten 
Versorgungsleitungen basiert auf dem ursprünglich verab-
schiedeten Bebauungsplan „Rhein-Selz-Park", sowie Ab-
stimmungen bzw. einem Werkvertrag mit der Rhein-Selz-
Park Nierstein GmbH. Im Rahmen der damaligen Planung 
wurde der tägliche Wasserverbrauch auf 800 m³ be-
grenzt. 

Darüberhinausgehende Mengen können zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt nicht verbindlich zugesichert werden, da 
voraussichtlich weitere Anpassungen der vorgelagerten 
Infrastruktur vorgenommen werden müssten. 

Im Zuge o. g. Verfahrens werden bisherige Sonderbauflä-
che und gewerbliche Bauflächen neu aufgeteilt bzw. aus-
gewiesen. Diese Veränderungen haben auf die Ausle-
gung der versorgungstechnischen Anlagen u.U. erhebli-
che Auswirkungen. Infolge der Veränderungen müssen 
die Anlagen im Bestand überplant werden. Die zum Zeit-
punkt der Erschließung bestehende Ausweisung der Ge-
biete sowie deren beabsichtigte Nutzung in Verbindung 
mit den seinerzeit prognostizierten Verbräuchen hatten zur 
Folge, dass die Versorgungsleitungen entsprechend di-
mensioniert worden sind und Teilbereiche im Weiteren 
über Privatleitungen versorgt werden sollte. Die Versor-
gungsleitungen der wvr enden somit im östlichen Bereich 
des Rhein-Selz-Parks außerhalb der dort ausgewiesenen 
Gewerblichen Bauflächen und Sonderbauflächen (vgl. 
Anlagen). 

Neu hinzukommende Versorgungsleitungen in diesen Be-
reichen machen eine Aufweitung der Nennweiten im Be-
stand sehr wahrscheinlich. Für die Erschließung weiterer 
Bereiche ist ein neuer Werkvertrag erforderlich. 

Bereits in zurückliegenden Verfahren, welche sich über 
den aktuellen Änderungsbereich des Flächennutzungspla-
nes erstreckten, wurden Aussagen zur Löschwasserversor-
gung getroffen. Insofern sehen wir bezüglich der Lösch-
wasservorhaltung und der Trinkwasserversorgung weiter-
hin gegenläufige Aspekte. Die leitungsgebundene Lösch-

Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. 

Die Ausführungen bezüglich der Wasserversor-
gung betreffen die Anforderungen an die Ob-
jektplanung und Bauausführung und können 
auf den nachgeordneten Planungsebenen be-
rücksichtigt werden. 

Es ist bekannt, dass auf der Ebene des Bebau-
ungsplanes eine fachliche Beurteilung zur 
Wasserversorgung erarbeitet wurde sowie die 
Abstimmung mit den zuständigen Stellen läuft. 

Die Hinweise zur Wasserversorgung stehen der 
Ausweisung auf der Ebene der Flächennut-
zungsplanung nicht entgegen. 
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wasservorhaltung würde zu überdurchschnittlich groß di-
mensionierten Querschnitten führen, die entsprechend 
lange Aufenthaltszeiten des Wassers bedingen. Die Prio-
rität des vorbeugenden Brandschutzes sehen wir unverän-
dert im dezentralen Objektschutz und nicht in der Vorhal-
tung über das Trinkwassernetz. 

Für den Bereich der bisherigen Erschließung fanden bzgl. 
vorgenannter Thematik Gespräche mit allen Beteiligten 
statt. Nach unserem Kenntnisstand war in deren Ergebnis 
seitens des Erschließers geplant ein separates Löschwas-
sernetz unter Einbeziehung der bestehenden, privaten 
Löschwasserreservoirs zu errichten. 
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T33 Bundesamt für Flugsicherung, Langen 

Stellungnahme vom 22.11.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Ich wurde über die im Betreff beschriebene Planung in-
formiert. Die übermittelten Planungsdaten wurden in die 
Webtool-Anwendung meiner Behörde übertragen. Sie 
sind im Webtool-Report (siehe Anlage) aufgeführt und 
Grundlage dieser Stellungnahme. 

Durch die vorgelegte Planung wird der Aufgabenbereich 
des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung (BAF) als 
Träger öffentlicher Belange im Hinblick auf den Schutz 
ziviler Flugsicherungseinrichtungen gemäß § 18a Luftver-
kehrsgesetz (LuftVG) nicht berührt. 

Diese Beurteilung beruht auf den nach § 18a Abs. 1b, 
Satz 2 LuftVG angemeldeten Anlagenstandorten 
und -schutzbereichen der Flugsicherungsanlagen mit 
heutigem Stand. 

Es bestehen gegen den vorgelegten Planungsstand keine 
Einwände. Eine weitere Beteiligung des BAF an diesem 
Planungsvorgang ist nicht erforderlich. 

Allgemeine Hinweise 

Um dem gesetzlich geforderten Schutz der Flugsiche-
rungseinrichtungen Rechnung zu tragen, melden die 
Flugsicherungsorganisationen gemäß § 18a Abs. 1b, 
Satz 2 LuftVG meiner Behörde diejenigen Bereiche um 
Flugsicherungseinrichtungen, in denen Störungen durch 
Bauwerke zu erwarten sind. Diese Bereiche werden allge-
mein als "Anlagenschutzbereiche" bezeichnet und im amt-
lichen Teil des Bundesanzeigers veröffentlicht. 

Die Dimensionierung der Anlagenschutzbereiche erfolgt 
gemäß § 18a LuftVG durch die Flugsicherungsorganisa-
tion, welche die Flugsicherungseinrichtung betreibt und 
orientiert sich an den Empfehlungen des I-
CAO EUR DOC 015. Aufgrund von Vorbebauung, be-
trieblicher Erfordernisse oder einem neuen Stand der 
Technik kann der angemeldete Schutzbereich im Einzel-
fall von diesen Empfehlungen abweichen. 

Meine Behörde stellt auf ihrer Webseite eine zweidimen-
sionale Karte der Anlagenschutzbereiche und eine 3D-
Vorprüfungsanwendung bereit.  Mit diesen können alle 
interessierten Personen prüfen, ob ein Bauwerk oder Ge-
biet im Anlagenschutzbereich einer Flugsicherungsein-
richtung liegt. Zu erreichen sind die Anwendungen über 
unsere Webseite unter www.baf.bund.de. 

Die Aussagen werden zur Kenntnis genommen. 

Die weitergehenden Ausführungen betreffen 
die Anforderungen an die Objektplanung und 
Bauausführung und können auf den nachge-
ordneten Planungsebenen berücksichtigt wer-
den. 

Die Belange der Flugsicherung stehen der Aus-
weisung auf der Ebene der Flächennutzungs-
planung nicht entgegen. 
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NACHBARGEMEINDEN 

T34 Landeshauptstadt Mainz 

Stellungnahme vom 14.11.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Die Belange der Stadt Mainz sind von o. g. Planverfahren 
nicht berührt. 

Wir möchten jedoch folgende Anregungen geben: 

Die geplanten Bauflächen sind in der dritten Teilfort-
schreibung des Regionalen Raumordnungsplanes (derzeit 
in Aufstellung) als Vorrangfläche für Industrie und Ge-
werbe ausgewiesen. In solchen Vorranggebieten sind ge-
mäß Z 18a nur Ansiedlungen von groß- und mittelflächi-
gen Industrie- und Gewerbebetrieben vorgesehen, also 
Gewerbetriebe über 2.000 qm. Für das geplante Gewer-
begebiet ist eine Rechenzentrum-nahe gewerbliche Nut-
zung vorgesehen. 

Das Plangebiet liegt in räumlicher Nähe zu anderen be-
stehenden Rechenzentren im Rhein-Main­Gebiet mit dem 
weltweit größten Internetknotenpunkt DE-CIX in Frankfurt 
am Main. 

Die Konversionsfläche hat eine Gesamtgröße von 70 ha, 
davon sind 46 ha für die Sonderbaufläche ‚Rechenzent-
rum‘, 12 ha für gewerbliche Bauflächen sowie 2 ha für 
Versorgungsfläche mit der Zweckbestimmung ‚Entwässe-
rung‘ und 10 ha für Grünflächen vorgesehen. 

Der Bau und Betrieb eines Rechenzentrums kann erhebli-
che ökologische Auswirkungen haben, wie z. B. die Ver-
siegelung von Flächen und den Einfluss auf die lokale 
Flora und Fauna. Im Vergleich zum FNP 2030 einschließ-
lich 1. Änderung werden fast 7 ha mehr Grünfläche aus-
gewiesen, die durch attraktive Grünbereiche in den Zwi-
schenräumen der Gebäudeeinheiten und einer Eingrü-
nung im Randbereich komplettiert werden sollen. 
Rechenzentren sind oft große, fensterlose Gebäude, die 
sich nicht immer harmonisch in das Landschaftsbild ein-
fügen. Eine ansprechende Architektur und die Integration 
von Grünflächen oder Fassadenbegrünung können da-
bei helfen, das Erscheinungsbild zu verbessern. 

Rechenzentren haben einen enormen Stromverbrauch, 
daher sollte bei der Planung die Verfügbarkeit und Nach-
haltigkeit der zu nutzenden Energiequellen berücksichtigt 
werden. Die Integration von erneuerbaren Energien, z. B. 
in Form von Photovoltaikanlagen auf den Dächern stellt 
eine zusätzliche Herausforderung dar. Für das Projekt 
muss das Netz aufgerüstet und Industrieanschlüsse ge-
schaffen werden." (AZ vom 26.07.2024, S. 7), damit eine 
stabile und leistungsfähige Stromversorgung gewährleis-
tet werden kann. Die geplante Verwendung erneuerbarer 
Energiequellen wie Solarenergie und Windkraft, um den 
Energiebedarf des Rechenzentrums zu decken, ist eine 
äußerst effektive Strategie zur Reduzierung der Umwelt-
auswirkungen dieser Einrichtungen. 

Die Einschätzung wird zur Kenntnis genom-
men. 

Die Anregungen und Hinweise der Stadt Mainz 
beziehen sich auf raumordnerische und fach-
gesetzliche Vorgaben sowie wünschenswerte 
Qualitätsstandards für die Bebauung. Außer-
dem werden der Klimawandel und der mögli-
che Umgang damit in der Planung thematisiert. 

Die Ausführungen stehen einer Ausweisung auf 
der Ebene der Flächennutzungsplanung nicht 
im Wege. 

Die genannten Themen werden im gesamten 
Planungsprozess umfassend berücksichtigt, 
wobei hier der jeweilige Planungsmaßstab zu-
grunde gelegt wird. 

Die Ausweisung von gewerblichen Bauflächen 
und Sonderbauflächen mit der Zweckbestim-
mung Rechenzentrum auf der Ebene des Flä-
chennutzungsplanes fügt sich in die raumord-
nerische Vorgabe des Vorranggebietes für In-
dustrie und Gewerbe ein. 

Die weitergehenden Ausführungen zu Mindest-
größe von Betrieben, der Eingriffs-Ausgleichs-
bilanzierung, dem Artenschutz, der Begrünung 
und Gestaltung stehen der Ausweisung auf der 
Ebene des Flächennutzungsplanes nicht entge-
gen. Diesbezüglich wurden bereits fachgut-
achterliche Aussagen und städtebauliche Vor-
gaben zum parallellaufenden Bebauungsplan 
für ein Rechenzentrum erarbeitet. Es ist be-
kannt, dass auf der Ebene der Bebauungspla-
nung diese Themen gemäß den gesetzlichen 
Vorgaben qualifiziert behandelt werden. 

Die Begründung wird ergänzt. 

Auf der Ebene des Flächennutzungsplanes wur-
den in der Begründung bereits grundsätzliche 
Aussagen zum Stromverbrauch und dem Ein-
satz von erneuerbaren Energien sowie zu der 
Abwärmethematik berücksichtigt.  

Die Begründung wird ergänzt.  

Konkretisiert werden diese Themen jedoch auf 
den nachgeordneten Ebenen der Bebauungs-
planung bzw. der Projektumsetzung. Dort wer-
den auch eventuell erforderliche Genehmigun-
gen nach Bundesimmissionsschutzgesetz sowie 
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Weiter geben wir zu bedenken, dass jedes Rechenzent-
rum für einen sicheren Betrieb ausreichend dimensio-
nierte Notstromanlagen vorhalten muss, zumeist sind dies 
große Dieselaggregate; je größer die elektrische Leistung 
des Rechenzentrums, desto leistungsfähiger müssen diese 
Notstromanlagen sein. Ab einer bestimmten Gesamtleis-
tung sind die Notstromanlagen immissionsschutzrechtlich 
relevant und bedürfen der Genehmigung nach § 4 BIm-
SchG. Die Lärmbeeinträchtigung für das Umfeld sind 
nicht unerheblich. 

Der hohe Energieverbrauch führt als Nebeneffekt zur ver-
mehrten Abgabe von Abwärme an die Umgebung. Dies 
erfordert effiziente Kühlsysteme. Die Nutzung von Ab-
wärme aus dem Rechenzentrum für z. B. öffentliche Ein-
richtungen im Stadtteil Schwabsburg und in der Ortsge-
meinde Dexheim ist ein wichtiger Schritt in Richtung 
Nachhaltigkeit und effiziente Ressourcennutzung. 

Ein Rechenzentrum schafft im Vergleich zu anderen Ge-
werbeansiedlungen verhältnismäßig wenige Arbeits-
plätze. „Geplant wird mit Arbeitsplätzen im dreistelligen 
Bereich“ (AZ vom 26.07.2024, S. 7). Jedoch können 
durch die Ansiedlung von z. B. Zulieferern und Dienstleis-
tern (Rechenzentrum-nahes Gewerbe) neue Arbeitsplätze 
und positive wirtschaftliche Effekte für die Stadt Nierstein 
und Umgebung entstehen. 

Neben Umweltverträglichkeitsprüfungen, um sicherzu-
stellen, dass das Rechenzentrum keine schädlichen Aus-
wirkungen auf die Umwelt hat, müssen auch Lärm-, Ab-
fall- und Emissionsschutzmaßnahmen durchgeführt wer-
den.  

 

 
 

Auch ist u. E. ein städtebaulicher Vertrag das geeignete 
Instrument, Sonderproblematiken zu lösen und innovative 
Ansätze etwa bei Klimaschutz, der Abwärmevermeidung 
und -nutzung zu regeln. 

weitergehende Vorgaben des Energieeffizienz-
gesetzes (EnEfG) für Rechenzentren zu berück-
sichtigen sein. Dadurch wird sichergestellt, 
dass die gesetzlich vorgegebenen Standards 
eingehalten werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die positiven wirtschaftlichen Auswirkungen 
auf die Stadt Nierstein und die Umgebung 
durch die geplante Ansiedlung des Rechen-
zentrums sind bekannt und wünschenswert. 

 

 

 
Auf der Ebene der Bauleitplanung (Flächennut-
zungsplan und Bebauungsplan) sind Umwelt-
prüfungen obligatorisch zu erstellen. Diese sind 
entsprechend der Planungsebene als Umwelt-
bericht in die Planungen zu integrieren. In die-
sem Rahmen sind sämtliche umweltrelevanten 
Belange in der erforderlichen Tiefe berücksich-
tigt. 

Das Instrument des städtebaulichen Vertrages 
ist bekannt, kommt jedoch auf der Planungs-
ebene des Flächennutzungsplanes nicht zum 
Tragen. 
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T47 Ortsgemeinde Dalheim  

Stellungnahme vom 25.11.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Keine Anregungen. 

Hinweis zur Festlegung von Untersuchungsumfang und 
Detaillierungsgrad der Umweltprüfung: 

Nachfolgend aufgeführte Belange des Umweltschutzes 
im Rahmen der Erstellung des Umweltberichts gemäß § 2 
Abs. 4 BauGB sollen mit untersucht werden: 

Die Entwässerung hinsichtlich des Flutgrabens (Hunds-
graben). 

Es werden keine Anregungen vorgetragen. 

Die Begründung wird ergänzt.  

Es ist bekannt, dass auf der Ebene des Bebau-
ungsplans bereits ein Entwässerungskonzept 
erarbeitet wurde. Danach handelt es sich bei 
dem angesprochenen Graben um einen beste-
henden Einleitpunkt, der auch weiterhin zur 
Oberflächenentwässerung herangezogen wer-
den soll. 
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T64 Ortsgemeinde Undenheim  

Stellungnahme vom 14.11.2024 (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Zu Pkt. 4.1 Vorgaben der Raumordnung und Landespla-
nung  

- Regionaler Raumordnungsplan 

Es sollte eindeutiger dargestellt werden, dass die Auswei-
sung des neuen Gewerbegebiets im Rhein-Selz-Park kei-
nen Einfluss hat auf die Weiterentwicklung/Neuentwick-
lung von Gewerbegebieten der umliegenden Kommunen 
hat. 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genom-
men. 

Der Regionale Raumordnungsplan Rheinhes-
sen-Nahe (3. Teilfortschreibung im Aufstel-
lungsverfahren) ist parallel zur vorliegenden 
8. Änderung des Flächennutzungsplanes zu 
betrachten. Im Geltungsbereich der 8. Ände-
rung weist der Raumordnungsplan (Entwurf der 
3. Teilfortschreibung) ein Vorranggebiet für In-
dustrie und Gewerbe aus. Diese Vorrangfläche 
ist das Ergebnis einer Flächenanalyse auf 
raumordnerischer Ebene. Für das Vorrangge-
biet sind die Vorgaben der Ziele und Grunds-
ätze der Raumordnung einzuhalten. Dies er-
folgt im Rahmen der Bauleitplanung durch den 
Flächennutzungsplan und Bebauungsplan. 

Unabhängig davon ist die Eigenentwicklung 
der Gemeinde Undenheim zu sehen, die ihr 
gemäß dem Raumordnungsplan zusteht. Diese 
wird durch die Ausweisung der Vorrangfläche 
nicht eingeschränkt. Die Gemeinde Unden-
heim kann weiterhin im Rahmen ihres Eigenbe-
darfs eine gewerbliche Entwicklung in ihrem 
Gemeindebereich betreiben. Daran ändert 
auch die derzeit laufende Bauleitplanung im 
Bereich des Rhein-Selz-Park nichts. Die 8. Än-
derung des Flächennutzungsplanes 2030 (Re-
chenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) 
sowie der zugehörige Bebauungsplan resultie-
ren aus der Zielstellung des Raumordnungs-
planes Rheinhessen-Nahe, der in diesem Be-
reich gemäß der dritten Teilfortschreibung ein 
Vorranggebiet für Industrie und Gewerbe vor-
sieht. 

In der dritten Teilfortschreibung des Raumord-
nungsplanes zum Thema Gewerbe (Entwurf 
der 3. Teilfortschreibung) werden neben der 
Ausweisung von Vorrangflächen und den 
Funktionszuweisungen hinsichtlich der gewerb-
lichen Entwicklung weitere Möglichkeiten für 
die Bereitstellung von Gewerbeflächen darge-
legt. Hierbei steht unter der grundsätzlichen 
Zielstellung des schonenden Umgangs mit der 
Fläche die Option von interkommunalen Zu-
sammenschlüssen. Die Umsetzungsvarianten 
hierzu sind vielfältig und können im Einzelfall 
durch die Verbandsgemeinde als zuständigem 
Planungsträger mit den einzelnen Kommunen 
in Angriff genommen werden. 

In Bezug auf die vorliegende Planung ist fest-
zuhalten, dass die umliegenden Gemeinden 
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voraussichtlich von der Ansiedlung des Re-
chenzentrums profitieren werden, da ggf. zu-
sätzliche gewerbliche Flächen für die Ansied-
lung von weiteren Firmen benötigt werden. 
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III BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT 

Während der Zeiten der Veröffentlichung im Internet und der zusätzlichen öffentlichen Aus-
legung der Vorentwurfsfassung wurden seitens der Öffentlichkeit folgende Anregungen vor-
getragen: 

Öffentlichkeit 1 - Stellungnahme vom 19.11.2024 (§ 3 Abs. 1 BauGB) 

Anregungen / Hinweise Abwägungsvorschlag 

Zum o.g. Bauleitplanverfahren trage ich die folgenden 
Anregungen vor: 

1. 
Völlig ungenügend geklärt erscheint bislang die Strom-
versorgung des mit dieser 46 ha großen Sonderbauflä-
chenausweisung im Endausbau ermöglichten sehr gro-
ßen Rechenzentrums. 

Da auch die Flächennutzungsplanung mittelbar über 
Stichworte wie „Nachhaltigkeit“ bzw. „Umwelt- und Kli-
maschutz“ verantwortlich ist, wird höflichst um Beantwor-
tung der folgenden Fragen gebeten: 

 

 

1.1 
Wie viel Strom benötigt ein solches geplantes Rechen-
zentrum im möglichen Endausbau bei max. Auslastung 
an einem heißen Sommertag? 

 

 

 

 

1.2 
Durch welche Anlagen oder Vorkehrungen wird die im 
laufenden Betrieb erforderliche Elektrizitätsmenge bei 
Stromausfall sichergestellt? 

 

 

 

 

1.3 
Da die Dachflächen des Rechenzentrums oder der Re-
chenzentren ebenso wie die Eingrünungsflächen nicht für 
PV-Anlagen genutzt werden können, stellt sich die Frage, 
wo der erforderliche Strom zu 100 % aus erneuerbaren 
Energien herkommen soll? 

 

 

 

 

 
Die Einschätzungen werden zur Kenntnis ge-
nommen.  

Vorgetragen werden sehr konkrete Fragestel-
lungen, die regelmäßig jenseits der Planungs-
ebene des Flächennutzungsplanes liegen. Aus 
dem Projekt ist bereits Folgendes bekannt: 

Parallel zur Aufstellung der Bauleitpläne finden 
Gespräche zwischen dem Projektträger bzw. 
Rechenzentrumsbetreiber und dem Stromnetz-
betreiber (Westnetz) statt. Danach kann die 
Stromversorgung des Standortes im Endaus-
bauzustand gewährleistet werden.  

Der Stromverbrauch unterliegt zahlreichen, ins-
besondere technischen Rahmenbedingungen, 
die es nicht ermöglichen, einen allgemeingül-
tigen Zahlenwert zu nennen. Wesentliche Para-
meter sind die Umgebungstemperatur und die 
Auslastung, d. h. der Umfang an Rechenleis-
tung, der von den Kunden in einem bestimm-
ten Zeitpunkt abverlangt wird.  

 

Im Falle eines Netzausfalls kommen Netzer-
satzanlagen (Generatoren) zum Einsatz, die 
den Betrieb aufrechterhalten, bis der Stromaus-
fall beseitigt ist. Je Rechenzentrums-Modul sind 
37 Generatoren vorgesehen. Der wenigen Se-
kunden andauernde Zeitraum bis zum Anlau-
fen der Generatoren wird durch Akkumulato-
ren überbrückt, sodass eine unterbrechungs-
freie Stromversorgung gewährleistet ist.  

 

Nach § 11 Abs. 5 Nr. 2 des Energieeffizienz-
gesetzes (EnEfG) müssen Betreiber von Re-
chenzentren den Stromverbrauch ab dem 
01. Januar 2027 zu 100 Prozent durch Strom 
aus erneuerbaren Energien decken. Am Stand-
ort Rhein-Selz-Park wird auch das erste ge-
plante Rechenzentrum seinen Betrieb erst spä-
ter aufnehmen können, so dass alle Rechen-
zentren die vollständige Versorgung über rege-
nerative Energien nachweisen müssen.  
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1.4 
Falls der Strom von außerhalb hergeleitet wird: sind neue 
Hochspannungsfreileitungen dafür erforderlich? 

 

 

 

 

 

1.5 
Sind Anlagen der Energieerzeugung in einer Sonderbau-
fläche „Rechenzentrum“ eingeschlossen? Wenn ja: 
schließt das - neben Dieselgeneratoren, Gas-/ Kohle-
kraftwerken, Windkraftanlagen - auch den Bau von 
Atomreaktoren im Plangebiet ein? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erneuerbare Energie soll nach Auskunft des Re-
chenzentrumsbetreibers ausschließlich aus 
Stromabnahmeverträgen (PPAs) für Wind- und 
Solarprojekte in Deutschland bezogen werden.  

Der Bezug von Windenergie aus den vorhan-
denen und geplanten Windparks in unmittel-
barer Umgebung des Rhein-Selz-Parks wird 
geprüft.  

Der Rechenzentrumsbetreiber arbeitet eng mit 
dem Netzbetreiber Westnetz zusammen, um 
eine geeignete Verbindung zum äußeren 
Stromnetz herstellen zu können. Dazu ist süd-
lich des Plangebiets die Errichtung einer von 
Westnetz betriebenen Schaltstation vorgese-
hen. Der Stromnetzbetreiber beabsichtigt, an 
die bestehenden Freileitungen im Süden des 
Geländes anzuschließen, und die Schaltanlage 
mit den Rechenzentren im Plangebiet über Erd-
kabel zu verbinden.  

Auf der Ebene der Flächennutzungsplanung 
wird durch die Ausweisung einer Sonderbau-
fläche mit der Zweckbestimmung „Rechenzent-
rum“ die grundsätzliche Zielrichtung für die 
Entwicklung des maßgeblichen Planungsareals 
vorgegeben. Notwendige Ergänzungseinrich-
tungen schließt dies üblicherweise ein, aller-
dings nur soweit sie dienende Funktion haben 
und keinen eigenständigen Charakter, z. B. 
nach Art oder Dimension, aufweisen. Groß-
kraftwerke der genannten Art werden hier nicht 
als zulässig gesehen.  

Die Festlegung konkreter Nutzungen erfolgt 
auf der nachgeordneten Ebene der Bebau-
ungsplanung. Aus dem Verfahren zum Bebau-
ungsplan ist folgendes bekannt: 

Die Zweckbestimmung des Baugebiets soll lau-
ten:  

„Das Sondergebiet Rechenzentrum (SO) dient 
der Unterbringung von Rechenzentren ein-
schließlich der dazugehörigen baulichen Anla-
gen.“  

Somit sind Dieselgeneratoren als Teil der Net-
zersatzanlagen zulässig, wenn sie in Verbin-
dung mit den Rechenzentren stehen. Gas- und 
Kohlekraftwerke hingegen nicht, ebenso wenig 
Windkraftanlagen als selbstständige Anlagen 
und auch keine Atomreaktoren.  

Stromerzeugung aus regenerativen Quellen für 
den Eigenverbrauch ist auf den Dächern der 
Nebengebäude und -anlagen vorgesehen, au-
ßerdem mittels vertikaler Photovoltaik-Anlagen 
an ausgewählten Fassaden der Gebäude.  
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1.6 
Inwieweit kann und soll durch die Abwärme der Rechen-
zentren auf dem Gelände des Rhein- Selz-Parks selbst 
wieder Strom erzeugt werden? 

 

 

 

1.7 
Lt. Energieeffizienzgesetz können Klimaschutz und Ener-
giewende nur erfolgreich sein, wenn der Energiever-
brauch dauerhaft sinkt. 
https://www.tuevnord.de/de/unternehmen/zertifizierung/
energieeffizienzgesetz-rechenzentren/ 

Welche Energiesparmaßnahmen sind vorgesehen? 

Es handelt sich weiter um sehr konkrete Frage-
stellungen, die jenseits der Planungsebene des 
Flächennutzungsplanes liegen. Aus dem Pro-
jekt ist jedoch bekannt, dass die Erzeugung von 
Strom aus Abwärme nach heutigem Stand der 
Technik wegen der hohen Energieverluste we-
der ökologisch noch wirtschaftlich machbar ist.  

Zunächst trägt die Zusammenfassung von Re-
chenleistung in großen Zentren zur Energieein-
sparung bei. Die Aufgliederung in kleinere Ein-
heiten mit in der Summe gleicher IT-Leistung 
würde mehr Energie verbrauchen, weil die Effi-
zienz größerer Einheiten besser ist.  

Bezogen auf das einzelne Rechenzentrum be-
steht das Ziel darin, so energieeffizient wie 
möglich zu bauen und zu betreiben, wobei die 
Effizienz wesentlich von der Auslastung der An-
lagen abhängt. Je höher die Auslastung, desto 
effizienter ist das Rechenzentrum.  

Nach § 11 Abs. 1 und 2 EnEfG müssen spä-
testens ab 2030 alle Rechenzentren eine Ener-
gieverbrauchseffektivität (Power Usage Effec-
tiveness, PUE) von kleiner oder gleich 1,3 er-
reichen. Das bedeutet, dass der Stromver-
brauch der Infrastrukturanlagen (insbesondere 
für Kühlung, Energieverteilung und Energie-
speicherung) nicht mehr als 30 % des Strom-
verbrauchs für die Informationstechnik ausma-
chen darf.  

Der Betreiber der Rechenzentren im Rhein-Selz-
Park wird diese gesetzlichen Maßgaben durch 
verschiedenste Energieeinsparmaßnahmen 
umsetzen, wie z. B. innovative Kühlmethoden. 
Nähere Angaben sind nicht möglich, weil es 
sich dabei um interne und vertrauliche Ge-
schäftsinformationen handelt.  

2. 
Ebenso völlig unzureichend geklärt erscheint bislang der 
Verbleib der Abwärme.  

2.1 
Das Plangebiet liegt unzweideutig solitär und abseits dicht 
bebauter Siedlungsstrukturen. Es gibt bislang kein Nah-
wärmenetz, an welches die Abwärme auf kurzem Weg 
abgegeben werden kann.  
Ist der projektbezogene Aufbau eines solchen Wärmenet-
zes für private Einzelhausbebauung in mehr als 800 m 
Entfernung überhaupt realistisch darstellbar? 

 

 

 

 

 

Die Einschätzung wird zur Kenntnis genom-
men.  

Grundsätzlich wird das Thema künftig in der 
kommunalen Wärmeplanung zu berücksichtig-
ten sein. 

Es handelt sich weiter um sehr konkrete Frage-
stellungen, die jenseits der Planungsebene des 
Flächennutzungsplanes liegen. Aus dem Pro-
jekt ist jedoch folgendes bekannt: 

Die "Qualität" (d. h. die Temperatur) der von 
Rechenzentren erzeugten Abwärme liegt bei 
ca. 30°C. Ein Fernwärmenetz muss mindestens 
50°C aufweisen, damit die Wärme über eine 
Distanz von einem km übertragen werden kann 
und noch "brauchbar" ist. Insofern besteht die 
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2.2 
In welcher Form kann die Abwärme anderweitig genutzt 
werden, z.B. zur Umwandlung in Wasserstoff o. a., in un-
terirdischen Wasserspeichern oder zur Beheizung eines 
Hallenbads?  
https://www.twobirds.com/de/insights/2024/ger-
many/rechenzentren-und-abwaerme-ein-ueberblick-
ueber-die-gesetzlichen-vorgaben-zur-abwaermenutzung 

 

 

 

 

 

2.3 
Wie viele Schornsteine sind für jedes Rechenzentrum vor-
gesehen und wie hoch werden diese sein?  

Einen Eindruck, wie ein solches, allerdings kleineres Re-
chenzentrum mit lediglich 40 MW auf nur 3,5 ha Fläche 
tatsächlich aussieht, vermittelt der erste, gerade realisierte 
Bauabschnitt des Yondr-Rechenzentrums im Gewerbege-
biet „Tagweide“/Niederwiese Bischofsheim c/o Echo 
Kreis Groß-Gerau 11. Sept. 2024: 

 

Von Abwärmetemperatur, -feuchte, -druck und -austritts-
höhe hängt ab, welche auf das Gebiet der VG Rhein-Selz 
einwirkenden, kleinräumigen Klimaveränderungen statt-
finden (bei Inversionswetterlagen, bei hoher Luftfeuchtig-
keit, an heißen Sommertagen bei ohnehin hoher som-
merlicher Wärmebelastung, bei starkem SW-/Westwind) 
und welche Auswirkungen auch im weiteren Umkreis der 
Rechenzentren zu erwarten sind (Wolkenbildung bei vor-
herrschender Windrichtung über der Ortslage Nierstein, 
Luftfeuchtigkeit Sommer/Winter, Tiefst-/Höchsttempera-
tur unter Wolken, Anzahl wind-schwacher Strahlungs-
nächte als Voraussetzung für Kaltluftbildung, Gewitterer-
eignisse und Windgeschwindigkeiten in bodenferneren 
Lagen). 

 

Herausforderung darin, die niedrige Abgabe-
temperatur auf eine deutlich höhere Tempera-
tur hochzuskalieren. Aus diesem Grund ist es 
aktuell nicht möglich, die Frage fundiert zu be-
antworten. Der Rechenzentrumsbetreiber be-
fasst sich intensiv damit.  

Der Betreiber verfolgt verschiedene Ansätze, 
Abwärme sinnvoll zu nutzen. Es ist beabsichtigt, 
dazu künftig nähere Angaben zu machen.  

Für die Nutzung von Abwärme zur Wasserstof-
ferzeugung gilt sinngemäß das Gleiche wie für 
die Nutzung von Abwärme zur Stromerzeu-
gung. Beide Techniken der Energieumwand-
lung sind aktuell sehr ineffizient.  

Auch die Speicherung von Wärme in Wasser-
speichern ist nicht effizient und wäre aufgrund 
der Leitungs- und Konvektionsverluste auch bei 
starker Isolierung als nicht zu empfehlende An-
wendung von Abwärme anzusehen.  

Aktuell werden pro Rechenzentrums-Modul 
neun Schornsteine oder Abluftkamine geplant. 
Diese sind an 37 Generatoren gekoppelt. In 
jedem Rechenzentrum werden die Abgase von 
jeweils vier Generatoren von einem Kamin ge-
bündelt. Die restlichen fünf Generatoren wer-
den über einen weiteren einzelnen Kamin fort-
geführt (4*8 + 5 = 37). Diese technische Aus-
legung kann sich jedoch im weiteren Ablauf 
ändern.  

Die Höhe der Schornsteine oder Kamine wird 
im immissionsschutzrechtlichen Verfahren 
durch die zuständige Obere Immissionsschutz-
behörde bei der Struktur- und Genehmigungs-
direktion Süd (SGD Süd) festgelegt.  

Visuelle Vergleiche mit an anderer Stelle reali-
sierten Rechenzentren sind nicht hilfreich, weil 
sich die lokalen Bedingungen und die Anforde-
rungen der Rechenzentrumsbetreiber stark un-
terscheiden.  

Der Einfluss auf das lokale Klima und Wetter-
geschehen wurde umfassend geprüft. Aus den 
Klimauntersuchungen zum Rhein-Selz-Park 
geht hervor, dass keine erheblichen lokalen 
Klimaänderungen hervorgerufen werden. 
Dazu im Einzelnen und in Kurzform:  

Kaltluft: 
Eine relevante Schwächung des kaltluftbeding-
ten Kaltluftprozessgeschehens in den am 
nächsten gelegenen Ortsgemeinden Schwabs-
burg und Dexheim ist auszuschließen.  

Windfelder:  
Siedlungsklimatisch relevante Veränderungen 
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2.4 
Umgekehrte Wärmerückgewinnung: Möglicherweise 
könnte aus einem unterirdischen Wasserspeicher (even-
tuell in den vorhandenen Erdbunkern) auch ein Warm-
wasserspeicher werden, der die Abwärme vorübergehend 
aufnimmt bzw. Kälte „rückgewinnt“? 

3. 
Eingriffe in den natürlichen Wasserhaushalt des Bodens: 
Bei großflächiger Versiegelung und mehrmals im Jahr 
stattfindenden Starkregenereignissen müssen binnen kur-
zer Zeit in dieser Hanglage große Regenmengen bewäl-
tigt werden. 

3.1 
Wenn Verdunstung und Ableitung in vorhandene kleine 
Gräben außerhalb des Plangebiets in solchen Situationen 
keine Rolle spielen dürften, muss das Oberflächenwasser 
binnen Kürze im Plangebiet zurückgehalten bzw. kontrol-
liert verzögert abgeleitet werden. Abwasserleitungen, Re-
genrückhaltebecken und Wasserspeicher sind in ausrei-
chender Größe zu dimensionieren und für solche Starkre-
genereignisse im Plangebiet auch vorzuhalten. 

3.2 
Dabei wird auch die Hangstabilität des ehemaligen Ka-
sernengeländes zu betrachten sein. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

der Windfelder (Verminderung von mehr als 
1,0 m/s) bleiben auf den Bereich westlich der 
L433 zwischen Dexheim und Schwabsburg be-
grenzt.  

Lufttemperatur: 
Geringfügige Veränderungen der Lufttempera-
tur finden ausschließlich im unmittelbaren 
Nahbereich des Plangebiets statt (kleinflächig 
bis zu max. 450 m, bei höchstens 0,5 Grad 
Erwärmung).  

Wolkenbildung/-auflösung und Niederschlag: 
Errichtung und Betrieb der Rechenzentren ha-
ben keinerlei Auswirkungen auf Wolkenbil-
dung/-auflösung und Niederschläge.  

Unter Nr. 2.2 wird ausgeführt, dass unterirdi-
sche Wasserspeicher nicht errichtet werden 
können.  

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die bekannten Informationen zur Starkregen-
gefährdung stehen einer Ausweisung auf der 
Ebene der Flächennutzungsplanung nicht ent-
gegen. Eine konkrete Berücksichtigung dieser 
Thematik kann auf der Ebene der Bebauungs- 
bzw. der Objektplanung erfolgen. Diesbezüg-
lich ist folgendes bekannt: 

Das vorliegende Entwässerungskonzept enthält 
alle notwendigen Angaben. Dabei wird auch 
die Starkregenthematik ausführlich behandelt. 
Das Rückhaltevolumen für Niederschlagswas-
ser wird ausreichend dimensioniert.  

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die regionaltypischen Unwägbarkeiten zur 
Hangstabilität sind bekannt. Die Hangstabili-
tätskarte des Landesamtes für Geologie und 
Bergbau zeigt für das Plangebiet keine nach-
gewiesenen oder vermuteten Rutschgebiete.

2
 

Der Hinweis zur Hangstabilität steht einer Aus-
weisung auf der Ebene der Flächennutzungs-
planung nicht entgegen. Eine konkrete Berück-
sichtigung dieser Thematik kann auf der Ebene 
der Bebauungsplanung erfolgen. Diesbezüg-
lich ist folgendes bekannt: 

Angesichts der Dimension der geplanten Be-
bauung und der damit verbundenen Eingriffe 
in den Boden ist es obligatorisch, die Boden-
verhältnisse eingehend zu prüfen, und alle not-
wendigen Maßnahmen umzusetzen, um einen 

                                                     
2
  vgl. https://mapclient.lgb-rlp.de/?app=lgb&view_id=6 
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3.3 
Die Auswirkungen auf die Grundwasserneubildung, auf 
Versickerung, Verdunstung und auf das Abflussverhalten 
der tiefergelegenen Vorfluter (Engelsklauer Graben > 
Flügelsbach > Rhein) durch die Umverteilung von Ober-
flächenwasser sind sorgfältig zu untersuchen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
3.4 
Wäre es denkbar, unter jedem Rechenzentrum ein groß-
flächiges (ggf. öffentlich nutzbares) Speicherbecken für 
die zunehmenden Trockenphasen in Rheinhessen, aber 
auch als Löschwasserreservoir anzulegen und so die bei 
Niederschlägen anfallenden Wasserüberschüsse zwi-
schenzeitlich zu bevorraten? 

 

 

 

 

 

 

 

4. 
Spätestens im Bebauungsplan ist das Thema Schallschutz 
zu bewältigen.  

So sollen lt. Bebauungsplanvorentwurf zum „Neubau von 
mehreren Rechenzentrumsmodulen mit einer Kapazität 
von insgesamt 456 MW“ z.B. Schallschutzwände an den 
29 m hohen Dachrändern bis weitere 3 m Höhe errichtet 
werden können.  

Eine Emissionsvorbelastung besteht auf dem jahrelang 
brachliegenden Gelände nicht. 

4.1 
Als Grundlage für ein potentielles Hyperscale-Rechen-
zentrum im 24 h-Betrieb, welches durch Bauleitplanung 

sicheren Betrieb der baulichen Anlagen ge-
währleisten zu können.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die wasserwirtschaftlichen Hinweise stehen ei-
ner Ausweisung auf der Ebene der Flächennut-
zungsplanung nicht entgegen. Eine konkrete 
Berücksichtigung dieser Thematik kann auf der 
Ebene der Bebauungsplanung erfolgen. Dies-
bezüglich ist folgendes bekannt: 

Die Themen Grundwasserneubildung, Versi-
ckerung und Verdunstung ziehen sich durch 
das gesamte Entwässerungskonzept und sind 
umfassend dargestellt.  

Es ist jedoch nicht erforderlich, das Abflussver-
halten der Vorfluter näher zu untersuchen. Das 
Rückhaltevolumen für Niederschlagswässer 
wird unter Berücksichtigung des natürlichen 
Oberflächenabflusses so ausgelegt, dass es zu 
keiner Abflussverschärfung im Vergleich zum 
Ausgangszustand kommt. Daher sind nachtei-
lige Folgen für die Vorfluter generell auszu-
schließen.  

Die Fragestellung wird zur Kenntnis genom-
men. 

Es handelt sich um eine sehr konkrete Frage-
stellung, die jenseits der Planungsebene des 
Flächennutzungsplanes liegt. Aus dem Projekt 
ist jedoch folgendes bekannt: 

Für die Rückhaltung des Niederschlagswassers 
sind verschiedene Becken vorgesehen, über-
wiegend in naturnahem Ausbau, aber auch im 
Dauereinstau. Dabei werden die Anforderun-
gen des Brandschutzes berücksichtigt. Teil-
weise lässt sich der über das Plangebiet ver-
teilte Bestand nutzen oder mit einem vertretba-
ren Aufwand ertüchtigen. Daher besteht keine 
Notwendigkeit, zusätzliche sehr teure Speicher-
volumina unter den Rechenzentren zu schaffen.  

Die Anregungen werden zur Kenntnis genom-
men.  

Das Verhältnis zu den nächsten schutzwürdigen 
Nutzungen wurden betrachtet. Die örtlichen 
Verhältnisse stehen einer Ausweisung auf der 
Ebene der Flächennutzungsplanung nicht ent-
gegen. Eine konkrete Berücksichtigung dieser 
Thematik kann auf der Ebene der Bebauungs-
planung erfolgen. Diesbezüglich ist folgendes 
bekannt: 

Viele der Planer und Gutachter, die an der Ent-
wicklung des Rhein-Selz-Parks beteiligt sind, 
haben zuvor umfassende Erfahrungen mit der 
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vorbereitet wird, erscheint ein belastbares Emissionsgut-
achten erforderlich. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4.2 
Wird es außerhalb des Rechenzentrums inkl. seiner Infra-
struktur Veränderungen elektromagnetischer Felder ge-
ben (z.B. durch Hochspannungsleitungen Industriestrom-
anschlüsse, elektrische Kabelanbindungen zur Impulswei-
terleitung etwa zum Internetknoten Frankfurt a.M.)? 

 

 

 

5. 
Belange der Wirtschaft im Interesse einer verbraucherna-
hen Versorgung der Bevölkerung: Die Stadt Frankfurt 
a.M. mit dem Internetknoten De-Cix Frankfurt und lt. 
Presse 38 bzw. „schätzungsweise 65“ Rechenzentren (AZ 
25. Mai 2024) hat wegen Immissionskonflikten mit den 
Nachbarn bereits die Schaffung neuer Rechenzentren auf 
wenige (eher gewerblich geprägte, ortsrandnahe) Stadt-
teile beschränkt: Sossenheim, Rödelheim, Griesheim, 
Gallus, Ostend, Fechenheim sowie Seckbach. 

Die von der Wirtschaft gewünschte Rechenleistung soll 
nun also wegen „Konflikten“ lieber im Umland, also hier 
in Nierstein bereitgestellt werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dafür müssen Anschlüsse verlegt werden. Wie und wo 
sind diese geplant? Wer plant und realisiert diese (Rhein-
land-Pfalz nach Hessen; unter den beiden Flüssen/Was-
serstraßen Rhein und Main)? 

 

 

baulichen Dimensionierung von Rechenzen-
tren gesammelt, was auch für Schallschutz-
maßnahmen gilt. Danach kann es beispiels-
weise im Einzelfall notwendig oder sinnvoll 
sein, Lärmschutzwände direkt neben Kältema-
schinen oder Rückkühlern - den wesentlichen 
Schallquellen - zu platzieren, um eine  

Ob Lärmschutzwände zum Einsatz kommen 
werden, ist vollkommen offen. Dies wird nach 
Erfordernis im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahrens bzw. des immissionsschutzrechtli-
chen Verfahrens überprüft.  

Ein Schallgutachten wurde bereits auf der 
Ebene der Bebauungsplanung erstellt.  

Die Fragestellung wird zur Kenntnis genom-
men. 

Es handelt sich um eine sehr konkrete Frage-
stellung, die jenseits der Planungsebene des 
Flächennutzungsplanes liegt. Generell ist auf 
die Sechsundzwanzigste Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes - Verordnung über elektromagneti-
sche Felder und die einschlägigen technischen 
Regelwerke zu weisen.  

Die Einschätzungen zur Standortwahl werden 
nicht geteilt.  

Für die Verbandsgemeinde Rhein-Selz und die 
Stadt Nierstein jeweils als Trägerin der Pla-
nungshoheit steht die Frage im Vordergrund, 
wie die Konversionsfläche Rhein-Selz-Park 
bestmöglich einer nachhaltigen, auf die beson-
deren örtlichen Gegebenheiten angepassten 
Nutzung zugeführt werden kann. Dass diese 
Aufgabe sehr anspruchsvoll ist, zeigt das vor 
rund 10 Jahren durchgeführte und letztlich er-
folglose Planungsvorhaben.  

Abstrakte Erwägungen in Richtung ortsnaher, 
gewerblich geprägter Stadtteile als potenzieller 
Standort führen daher nicht weiter, auch weil 
die siedlungsstrukturellen Gegebenheiten des 
Verdichtungsraums Rhein-Main in keiner 
Weise mit der örtlichen Situation in Nierstein 
vergleichbar sind.  

Es gibt keine Verlagerung in das Umland, son-
dern eine Standortentwicklung an der Stelle, an 
der im Jahr 2009 die militärische Nutzung auf-
gegeben wurde.  

Es handelt sich um eine sehr konkrete Frage-
stellung, die jenseits der Planungsebene des 
Flächennutzungsplanes liegt. Aus dem Projekt 
ist jedoch folgendes bekannt: 

Nach dem aktuellen Planungsstand wird der 
Strom über das bestehende Leitungsnetz zur 
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6. Orts- und Landschaftsbild: Analog zu einer Genehmi-
gungsplanung von Windkraftanlagen seit langem obligat 
wird eine Visualisierung des künftigen Rechenzentrums im 
Endausbau angeregt, und zwar einschließlich sämtlicher 
dafür notwendiger Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
(Kraftwerke, Hochspannungsleitungen, Umspannwerke, 
Entwässerungsteiche, Kühlaggregate, Abluftanlagen, 
Schornsteine u.a.). 

 

 

 

 

 

 

6.1 
Dies kann entweder in Form eines maßstabsgetreuen Mo-
dellbaus geschehen oder aber als dreidimensional dreh- 
und zoombare digitale Simulation. Wesentlich erscheint 
die Komplettansicht der kompakten, fensterlosen Ge-
bäude und deren max. Höhen von 32 m (inkl. Technik-
aufbauten) von den verschiedenen umliegenden Siedlun-
gen Nierstein, Schwabsburg, Köngernheim und Dexheim 
aus. 

 

 

 

6.2 
Ebenso sollte die Kompaktwirkung und Verschattung bei 
tiefstehender Morgen-/Abendsonne aus der Nähe (B 
420) und die aus der Ferne von den umliegenden Berg-
rücken (Roter Hang, Farrenberg u.a.) betrachtet werden 
können. 

7. 
Berücksichtigung der Sicherheit der Wohn- und Arbeits-
bevölkerung i.V.m. der Erwartung schwerer Unfälle oder 
Katastrophen/Belange des Zivilschutzes:  

Es kann angenommen werden, dass ein Rechenzentrum 
dieser Größenordnung zur kritischen Infrastruktur zählt 
und deswegen entsprechend geschützt werden muss. 
Welche Maßnahmen sind dafür auf dem Gelände eines 
jeden Rechenzentrums und für das. Plangebiet insgesamt 
angedacht bzw. vorgesehen? 

Verfügung gestellt. Voraussichtlich muss die 
bestehende Infrastruktur ertüchtigt werden. Ob 
neue Anschlüsse erforderlich sind, wird durch 
den Netzbetreiber geprüft. 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genom-
men. 

Es handelt sich um eine sehr konkrete Frage-
stellung, die unterhalb der Planungsebene des 
Flächennutzungsplanes liegt. Aus dem Projekt 
ist jedoch folgendes bekannt: 

Zum Entwurf des Bebauungsplans sind in ei-
nem aufwendigen Prozess zahlreiche Visuali-
sierungen erarbeitet worden. Diese zeigen das 
Ergebnis der Umsetzung einer zentralen Leitli-
nie der Planung, nämlich Baukörper so gut wie 
möglich in das Landschaftsbild zu integrieren. 
Mittel der Wahl sind eine hochwertige, ver-
gleichsweise aufwendige Fassadengestaltung 
und die Einbettung in einen umlaufenden 
Grüngürtel.   

Infrastrukturelle Anlagen außerhalb des Plan-
gebiets werden hinsichtlich ihrer Außenwirkung 
in den dort maßgeblichen Zulassungs- und 
Genehmigungsverfahren geprüft.  

Die Visualisierungen zeigen Ansichten von den 
umliegenden Ortsgemeinden und von touristi-
schen Sichtpunkten. Eine dreidimensionale Si-
mulation für Anwender ist nicht erforderlich; 
Aufwand und Ergebnis stünden in keinem sinn-
vollen Verhältnis. Sinngemäß Gleiches gilt für 
den Modellbau, wobei auch die Dimension 
des Plangebiets mit rund 55 ha Flächenaus-
dehnung zu berücksichtigen ist.  

Die ausgewählten Blickpunkte der Visualisie-
rungen sind mit Bedacht und unter Mitwirkung 
mehrerer ortskundiger Personen gewählt wor-
den.  

 

Die Einschätzung wird bestätigt.  

An Rechenzentren als Bestandteil der kritischen 
Infrastruktur werden sehr hohe Sicherheitsan-
forderungen gestellt. Das betrifft nicht nur die 
Ausfallsicherheit im Hinblick auf die Kunden-
beziehung, sondern auch Sicherheit in Bezug 
auf Cyberangriffe, Sabotageakte und Naturka-
tastrophen. Aufgrund des hohen Sicherheitsni-
veaus sind Beeinträchtigungen der Wohn- und 
Arbeitsbevölkerung nicht zu erwarten.  

[Zur Ausfallsicherheit: Im Rhein-Selz-Park wer-
den „Tier 4-Rechenzentren“ geplant. Dabei 
handelt es sich um die höchste Stufe der Aus-
fallsicherheit von Rechenzentren, was bedeu-
tet, dass die Anlagen für die Kunden 99,991 % 
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des Jahres verfügbar sein müssen. Geplant 
werden seitens des Rechenzentrumsbetreibers 
noch strengere 99,999 %, das entspricht einer 
statistischen maximalen Ausfallzeit von ca. 20 
Minuten pro Jahr.]  

aufgestellt im Auftrag der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
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